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Unfälle von Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr bei der Ausübung des 
ehrenamtlichen Engagements sind keine Seltenheit und kommen leider 
immer wieder vor. Feuerwehrangehörige sind im Vergleich zu anderen 
Versicherten in der gesetzlichen Unfallversicherung einem deutlich 
höheren Unfallrisiko ausgesetzt.1 Allein in Baden-Württemberg ereigneten 
sich im Jahr 2013 1.520 Unfälle bei der Ausübung des 
Feuerwehrdienstes.2  
 
Gegen Unfälle sind Feuerwehrangehörige in der gesetzlichen 
Unfallversicherung versichert. Zuständig sind die Unfallkassen der 
öffentlichen Hand. Das siebte Sozialgesetzbuch enthält mit § 94 SGB VII 
die Ermächtigung für die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, 
Mehrleistungen zu ermöglichen. Diese kommen Personen, die sich 
uneigennützig für die Allgemeinheit einsetzen und sich selbst in nicht 
unerhebliche Gefahr begeben, zu Gute. In den 16 deutschen 
Bundesländern gibt es 13 zuständige Unfallkassen für die 
Unfallversicherung von Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr. Sie alle 
haben individuell Mehrleistungsansprüche in ihren Satzungen verankert. 
Interessant ist nun die Frage, ob diese Mehrleistungen bundesweit 
vergleichbar oder ob Unterschiede feststellbar sind. Diese Problematik 
wird Schwerpunkt der wissenschaftlichen Ausarbeitung sein. 
 
Um den Versicherungsschutz gegen Unfälle im Feuerwehrdienst im 
vorgegebenen Rahmen und der gebotenen Intensität untersuchen zu 
können, werden nur Ansprüche der ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen aus dem siebten Sozialgesetzbuch, sowie Mehr- 
und Zusatzleistungen untersucht.  
Mögliche Leistungsansprüche aus privaten Versicherungen, die die Träger 
der Freiwilligen Feuerwehren abgeschlossen haben, bleiben außen vor.  
                                            
1
 Vgl. DGUV, Arbeitsunfallgeschehen, S. 17. 
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Bevor auf den Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung 
eingegangen wird, werden die Aufgaben und der Aufbau der Freiwilligen 
Feuerwehr beispielhaft anhand des Feuerwehrgesetzes Baden-
Württemberg erläutert. Danach folgt eine vertiefte Betrachtung der 
Rechtsgrundlage für Mehrleistungen. Dann wird zunächst der 
Mehrleistungskatalog bundesweit aller zuständigen Träger analysiert und 
folglich kritisch untersucht und verglichen. Zuletzt folgt das Fazit, welches 
konkrete Anregungen für Korrekturen und Verbesserungen des 
Versicherungsschutzes für Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr in der 
gesetzlichen Unfallversicherung im Hinblick auf Mehrleistungen beinhaltet. 
 
In der Bachelorarbeit wird zur besseren Lesbarkeit häufig die männliche 
Form verwendet, trotzdem sind stets beiderlei Geschlechter gemeint. 
 
Die Ausarbeitung berücksichtigt den Rechtsstand bis zum 31.03.2015. 
Alle Werte und Berechnungen beziehen sich auf das Jahr 2015 und 







2 Aufgaben und Organisation der Feuerwehr 
2.1 Gesetzgebungskompetenz 
Die Verantwortung für die Gefahrenabwehr im öffentlichen Raum obliegt 
den Bundesländern, da diese nach Art. 30 und Art. 70 GG grundsätzlich 
die Gesetzgebungs- und Verwaltungszuständigkeit haben, solange der 
Bund nicht durch das Grundgesetz dazu verpflichtet wird. Da dies nicht 
der Fall ist, haben die Bundesländer folglich alle individuelle Feuerwehr- 
und Brandschutzgesetze erlassen.3 Da das Feuerwehrwesen bundesweit 
vergleichbar geregelt ist, erfolgt die Betrachtung beispielhaft anhand des 
Feuerwehrgesetzes Baden-Württemberg (FwG). Dieses wurde bereits am 
06.02.1956 verabschiedet, um die Gefahrenabwehr durch die Feuerwehr 
gesetzlich festzulegen. Jenes Gesetz ist bis zum heutigen Tage oftmals 
überarbeitet und verändert worden.4 
 
2.2 Begriff der Feuerwehr 
Nach § 2 FwG ist die Feuerwehr beauftragt, bei Schadenfeuer und 
öffentlichen Notständen Hilfe zu leisten und zur Rettung von Menschen 
und Tieren aus lebensbedrohlichen Lagen beizutragen. Die Bezeichnung 
Feuerwehr beinhaltet drei verschiedene Typen. Dies sind die Gemeinde-, 
die Betriebs- und die Werkfeuerwehr.  
Die Bezeichnung Gemeindefeuerwehr ergibt sich aus § 1 FwG und 
definiert die Feuerwehr als eine gemeinnützige, der Nächstenhilfe 
dienende Einrichtung der Gemeinde, ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 
Die Kommunen sind Träger der Feuerwehr und müssen diese 
entsprechend ausstatten, ohne daraus jedoch finanziellen Profit ziehen zu 
dürfen. § 6 Abs. 1 S. 1 FwG legt fest, dass die Gemeindefeuerwehr aus 
mindestens einer Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr besteht. 
Daneben kann es Berufs-, Jugend-, Alters- und Musikabteilungen geben. 
Nach § 6 Abs. 1 S. 4 FwG führen diese Feuerwehren die Bezeichnung 
„Freiwillige Feuerwehr“. Gemäß § 6 Abs. 2 FwG müssen Städte mit mehr 
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 Vgl. Hildinger/Rosenauer, Feuerwehrgesetz Baden-Württemberg, S. 1. 
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als 100.000 Einwohner eine Einsatzabteilung der Berufsfeuerwehr 
stellen.5 
Werkfeuerwehren dienen gemäß § 19 Abs. 1 FwG zum Schutz von 
Betrieben, Einrichtungen und Verwaltungen. Diese werden insbesondere 
bei großen Unternehmen oder Produktionsstätten mit hohem 
Gefahrenpotenzial eingerichtet.6 
„Selbsthilfeeinrichtungen der privaten Betriebe und Verwaltungen, die 
nicht als Werkfeuerwehr anerkannt sind, führen […] die Bezeichnung 
´Betriebsfeuerwehr`“.7 Dieser letzte Typ wird durch den 
Anwendungsbereich des Feuerwehrgesetzes jedoch nicht erfasst. 
Relevant ist die Abgrenzung des Begriffs insbesondere für die Beurteilung 
des Versicherungsschutzes in der gesetzlichen Unfallversicherung und 
der daraus resultierenden Leistungsansprüche.  
 
2.3 Entschädigungsanspruch für die Dauer des Einsatzes 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr üben ihren Dienst ehrenamtlich nach 
§ 7 Abs. 2 FwG aus. Es liegt im Wesen des Ehrenamtes begründet, dass 
dafür grundsätzlich kein Entgelt bezahlt wird.8 Dennoch sollte den 
Feuerwehrangehörigen kein Verdienstausfall während der Tätigkeit 
entstehen. Um dies zu erreichen gibt es zwei Möglichkeiten. In den 
Bundesländern Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein sind die Arbeitgeber den 
Feuerwehrangehörigen nach den jeweiligen Brandschutzgesetzen der 
Länder zur Lohnfortzahlung für die Dauer des Einsatzes verpflichtet. Diese 
haben selbstverständlich einen Erstattungsanspruch gegenüber den 
Gemeinden. In Baden-Württemberg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und 
Thüringen gibt es keine solche Verpflichtung, stattdessen haben die 
                                            
5
 Vgl. Surwald/Ernst, Feuerwehrgesetz für Baden-Württemberg, S. 112 ff. 
6
 Vgl. Hildinger/Rosenauer, Feuerwehrgesetz Baden-Württemberg, S. 206 ff. 
7
 Surwald/Ernst, Feuerwehrgesetz für Baden-Württemberg, S. 38. 
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Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren einen direkten Anspruch 
gegenüber der Gemeinde auf Ausgleich des entgangenen Verdienstes.9 
 
2.4 Versorgung von Feuerwehrangehörigen nach Unfällen 
Leider ereignen sich immer wieder Unfälle bei der Ausübung der 
Feuerwehrtätigkeit. Auch in diesen Fällen sollen Feuerwehrangehörige 
einen Anspruch auf Leistungen haben. Bis zum 31.12.1996 war der 
Unfallversicherungsschutz von Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr in 
Baden-Württemberg durch § 5 Nr. 2 FwG a. F. geregelt. Das Land Baden-
Württemberg war, wie auch die anderen Bundesländer in Deutschland, 
unmittelbar für die Unfallversicherung zuständig und finanzierte diese 
auch ausschließlich. Ab dem 01.01.1997 ging die Zuständigkeit an die 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, die nach § 29 Abs. 1 SGB IV 
Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung sind, über. In 
Baden-Württemberg waren dies die Badische Unfallkasse und 
Württembergische Unfallkasse. Diese beiden wurden zum 01.07.2003 mit 
dem Badischen Gemeindeunfallversicherungsverband und dem 
Württembergischen Gemeindeunfallversicherungsverband zur landesweit 
zuständigen Unfallkasse Baden-Württemberg fusioniert.10 
  
                                            
9
 Vgl. Fischer, Rechtsfragen beim Feuerwehreinsatz, S. 210. 
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3 Die gesetzliche Unfallversicherung 
3.1 System der sozialen Sicherung in Deutschland 
Die gesetzliche Unfallversicherung bildet zusammen mit der gesetzlichen 
Arbeitslosen-, Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung das System der 
sozialen Sicherung in Deutschland. Dabei wurde die gesetzliche 
Unfallversicherung von Otto von Bismarck bereits 1885 eingeführt. 
Versichert sind heute über 76 Millionen Menschen.11  
 
Abbildung 1: System der sozialen Sicherheit
12
 
Die Aufgaben der gesetzlichen Unfallversicherung werden durch 
verschiedene Träger wahrgenommen. Dies sind die Unfallkassen der 
öffentlichen Hand, die gewerblichen Berufsgenossenschaften und die 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau nach § 114 
SGB VII. Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr sind bei den Unfallkassen 
der öffentlichen Hand des jeweiligen Bundeslandes nach § 128 Abs. 1 Nr. 
6 SGB VII, während die Mitglieder der Werk- und Betriebsfeuerwehr, wie 
                                            
11
 Vgl. DGUV, In guten Händen, S. 8. 
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auch der Berufsfeuerwehr bei der jeweils zuständigen gewerblichen 
Berufsgenossenschaft des Unternehmens versichert sind. In den 
Bundesländern ist in der Regel die jeweilige Unfallkasse des Landes für 
den Unfallversicherungsschutz von Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr 
zuständig. Ausnahmen gibt es in Brandenburg und Niedersachen, wo es 
eigens Feuerwehr-Unfallkassen gibt. Zudem existieren die Feuerwehr-
Unfallkasse Mitte und die Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord. 
Erstere ist für Sachsen-Anhalt und Thüringen verantwortlich, während die 
zweitgenannte in Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-
Holstein für die gesetzliche Unfallversicherung von ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen zuständig ist. In der Folge wird aufgrund leichterer 
Lesbarkeit stets die Formulierung Unfallkasse verwendet, dennoch sind 
immer die für die Feuerwehr zuständigen Unfallkassen gemeint. 
 
3.2 Prinzipien der gesetzlichen Unfallversicherung 
Charakteristisch für die gesetzliche Unfallversicherung sind vier Merkmale. 
Erster Leitgedanke ist die Übernahme der Haftung des Arbeitsgebers für 
Unfälle der Beschäftigten. Folglich ist es auch nachvollziehbar, dass die 
Arbeitgeber den Beitrag nach § 150 SGB VII alleine tragen.13 
Darüber hinaus ist der Grundsatz „Alles aus einer Hand“14 maßgebend für 
die Leistungsgewährung im Versicherungsfall. Demnach sind die Träger 
sowohl für Prävention und Rehabilitation, als auch für 
Entschädigungsleistungen zuständig. All diese Leistungen werden gemäß 
§ 19 S. 2 SGB IV von Amts wegen erbracht. Ziel ist, dass der zuständige 
Unfallversicherungsträger die verunglückten Versicherten durchgehend 
betreut.15  
Das dritte Kernelement ist das Prinzip „Prävention vor Entschädigung“16. 
Nach § 1 Nr. 1 SGB VII i.V.m. § 14 Abs. 1 SGB VII sollen Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten mit allen geeigneten Mittel verhütet werden. 
                                            
13
 Vgl. DGUV, In guten Händen, S. 8. 
14
 DGUV, In guten Händen, S. 8. 
15
 Vgl. Astheimer/Obergöker/Siegle, Sicher und versichert in der FFW, S. 17. 
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Zuletzt ist der Grundsatz „Reha vor Rente“17 für die gesetzliche 
Unfallversicherung kennzeichnend. Die Versicherten sollen mit allen 
geeigneten Mitteln medizinisch betreut und dann möglichst beruflich und 
sozial wieder eingegliedert werden, bevor Versichertenrenten gewährt 
werden. Dieser Ansatz ist in § 26 Abs. 3 SGB VII geregelt. 
 
3.3 Versicherung von Mitgliedern der Feuerwehr 
Versicherungsfälle in der gesetzlichen Unfallversicherung sind nach § 7 
Abs. 1 SGB VII Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten. Nur wenn einer 
dieser zwei Tatbestände gegeben ist, kann ein Leistungsanspruch 
begründet werden.  
Arbeitsunfälle sind gemäß § 8 Abs. 1 SGB VII Unfälle von Versicherten 
infolge einer den Versicherungsschutz begründenden Tätigkeit. Um das 
Vorliegen eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit bejahen zu 
können, müssen mehrere Voraussetzungen erfüllt sein, welche in der 
Folge systematisch geprüft werden.  
 
3.3.1 Versicherter Personenkreis 
Der Versicherungsschutz von Gemeinde-, Werk- und Betriebsfeuerwehr 
ergibt sich aus unterschiedlichen Rechtsnormen, weshalb hier die 
Differenzierung des Begriffs der Feuerwehr zum Tragen kommt (siehe 
Kapitel 2.2). 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr sind bereits seit 1928 in der 
gesetzlichen Unfallversicherung pflichtversichert.18 Die Versicherungs-
pflicht ergibt sich seit dem 01.01.1997 aus § 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII. Zum 
versicherten Personenkreis gehören demnach „Personen, die in 
Unternehmen zur Hilfe bei Unglücksfällen oder im Zivilschutz 
unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich tätig sind oder an 
Ausbildungsveranstaltungen dieser Unternehmen teilnehmen“. Neben den 
Mitgliedern der Einsatzabteilung sind jene der Jugendfeuerwehr, der 
Musik- bzw. Spielmannszüge und der Altersabteilung, versichert. Bei den 
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 DGUV, In guten Händen, S. 8. 
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Musik- bzw. Spielmannszügen müssen diese laut jeweiliger 
Feuerwehrsatzung ein Teil der Freiwilligen Feuerwehr sein und die 
Mitglieder müssen unentgeltlich musizieren. Auch Teilnehmer von 
Ausbildungsveranstaltungen, in Betracht kommen insbesondere 
Fortbildungen, sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII versichert.19 
Angehörige von Berufs- und Werkfeuerwehren sind hingegen nicht nach  
§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII versichert. Die Versorgungsansprüche 
verbeamteter Berufsfeuerwehrangehöriger bei Dienstunfällen ergeben 
sich aus dem Beamtenversorgungsgesetz und den beamtenrechtlichen 
Vorschriften der jeweiligen Bundesländer. Beschäftigte von 
Werkfeuerwehren und nicht verbeamtete hauptamtliche Feuerwehrleute 
sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII versichert. Verantwortlich für deren 
Versicherungsschutz ist der jeweilig zuständige Unfallversicherungsträger 
des Unternehmens.20 
Relevant ist die Unterscheidung neben der Zuständigkeit hauptsächlich für 
Mehr- und Zusatzleistungen. Dazu wird auf die folgenden Kapitel 
verwiesen, denn ausschließlich versicherte Angehörige der Freiwilligen 
Feuerwehr nach § 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII können gemäß § 94 SGB VII 
Anspruch auf Mehrleistungen haben. Gemäß § 135 Abs. 1 Nr. 4, 5 SGB 
VII geht dabei die Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII der 
Versicherungspflicht nach §§ 2 Abs. 1 Nr. 12, 13 a, c SGB VII vor. 
 
3.3.2 Versicherte Tätigkeit 
Die versicherte Tätigkeit umfasst den gesamten Feuerwehrdienst. Dazu 
gehören Einsatz, Übung, Aus- und Fortbildung sowie alle weiteren, der 
Feuerwehr dienenden Tätigkeiten. Auch die Teilnahme und die 
Ausrichtung öffentlicher Veranstaltungen, einschließlich Vor- und 
Nachbereitung, sind versicherte Tätigkeiten. Ein Beispiel hierfür sind 
Feuerwehrfeste.21 Voraussetzung ist, dass sie entweder als 
Feuerwehrdienst angeordnet sind oder dienstlichen Charakter haben. 
                                            
19
 Vgl. Astheimer/Obergöker/Siegle, Sicher und versichert in der FFW, S. 69 ff. 
20
 Vgl. Astheimer/Obergöker/Siegle, Sicher und versichert in der FFW, S. 72. 
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Letzteres liegt vor, wenn dies nach außen erkennbar ist, unter anderem 
durch das Tragen der Uniform oder das Fahren von 
Feuerwehrfahrzeugen. Zum einen wird das große Spektrum an 
versicherten Tätigkeiten mit dem Ziel der Gewinnung neuer Mitglieder 
durch Öffentlichkeitsarbeit und Selbstdarstellung begründet. Zum anderen 
stellt die Notwendigkeit der guten Kameradschaft und menschlichen 
Verständigung zur zielgerichteten Erfüllung ehrenamtlicher Aufgaben 
einen Beweggrund dar.22 
 
3.3.3 Unfall 
Gemäß § 8 Abs. 1 S. 2 SGB VII sind Unfälle „zeitlich begrenzte, von 
außen auf den Körper einwirkende Ereignisse, die zu einem 
Gesundheitsschaden oder zum Tod führen“. Berufskrankheiten sind nach 
§ 9 Abs. 1 S. 1 SGB VII „Krankheiten, die die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung […] als Berufskrankheiten bezeichnet und die 
Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz […] begründenden 
Tätigkeit erleiden“. Die Unterscheidung zu einem Unfall liegt in der länger 
andauernden gesundheitsschädlichen Einwirkung.23 Rentenansprüche 
aufgrund von Berufskrankheiten sind bei Feuerwehrangehörigen jedoch 
sehr selten.24  
 
3.3.4 Kausalität 
Damit ein Versicherungsfall in der gesetzlichen Unfallversicherung 
vorliegt, bedarf es der doppelten Kausalität. Dabei muss die 
haftungsbegründende und haftungsausfüllende Kausalität vorliegen. Bei 
der haftungsbegründenden Kausalität muss ein ursächlicher 
Zusammenhang zwischen der versicherten Tätigkeit und dem Unfall 
bestehen. Die haftungsausfüllende Kausalität beschreibt den ursächlichen 
Zusammenhang zwischen Unfallereignis und Schaden.25 
                                            
22
 Vgl. Astheimer/Obergöker/Siegle, Sicher und versichert in der FFW, S. 74, 76. 
23
 Vgl. Surwald/Ernst, Feuerwehrgesetz für Baden-Württemberg, S. 35. 
24
 Vgl. DGUV, Geschäfts- und Rechnungsergebnisse, S 76. 
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3.4 Aufgaben der gesetzlichen Unfallversicherung 
Die gesetzliche Unfallversicherung bietet einen umfassenden 
Leistungskatalog. Die drei großen Aufgabenbereiche sind in § 1 SGB VII 
aufgezählt. 
 





Eine zentrale Aufgabe der gesetzlichen Unfallversicherung ist in § 1 Nr. 1 
SGB VII definiert. Mit allen geeigneten Mitteln sollen „Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren“ verhütet 
werden. Der Präventionsauftrag hat eine zentrale Bedeutung und soll die 
Sicherheit im Feuerwehrdienst gewährleisten. Im aktiven Feuerwehrdienst 
ist die Gefahr für Gesundheit und Leben allgegenwärtig. Die 
Herausforderung liegt in der oftmals unbekannten Einsatzstelle. Bei einem 
Einsatz sind Einsatzort und örtliche Begebenheiten in der Regel 
unbekannt und unterscheiden sich zudem von Einsatz zu Einsatz. 
Gefahrenquellen sind häufig nicht sofort erkennbar.27 
Die Unfallversicherungsträger und die Feuerwehrverbände haben 
umfassende Regelwerke entwickelt, mit deren Hilfe Unfälle vermieden 
werden sollen. Dies sind die Unfallverhütungsvorschrift Feuerwehr und die 
Feuerwehr-Dienstvorschriften. Die Unfallverhütungsvorschrift definiert das 
Schutzziel und ist sehr allgemein gehalten, während die Feuerwehr-
Dienstvorschrift konkrete Vorgehensweisen in spezifischen Situationen 
des Feuerwehrdienstes beschreibt. Durch die korrekte Anwendung der 
                                            
26
 Eigene Darstellung. 
27
 Vgl. Leube, in NZS, S. 412. 
Aufgaben der gesetzlichen Unfallversicherung (§ 1 SGB VII) 




Dienstvorschrift soll das Schutzziel der Unfallverhütungsvorschrift erreicht 
werden.28  
Alleine durch Vorschriften können Unfälle nicht verhindert werden. 
Zusätzlich sind eine fundierte Ausbildung sowie Unterweisungen im 
Umgang mit technischen Geräten notwendig. Die Ausbildung beginnt 
bereits in den Jugendfeuerwehren und wird in der aktiven Feuerwehr 
durch regelmäßige Übungen gefestigt. Dabei wird das richtige Verhalten in 
bestimmten Fällen trainiert, wobei insbesondere auf die Umsetzung der 
Feuerwehr-Dienstvorschrift Wert gelegt wird. Die Unfallkassen als 
zuständige Träger der gesetzlichen Unfallversicherung für die Freiwillige 
Feuerwehr unterstützen diese mit Aufsichtspersonen, welche umfassend 
beraten, informieren und kontrollieren.29 
 
3.4.2 Heilbehandlung 
Neben der Prävention ist die Wiederherstellung der Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit der Versicherten nach Eintritt von Arbeitsunfällen oder 
Berufskrankheiten nach § 1 Nr. 2 SGB VII die zweite zentrale Aufgabe der 
gesetzlichen Unfallversicherung. Die Heilbehandlung soll sich durch den 
Einsatz aller geeigneten Mittel an der Verletzung beziehungsweise der 
Krankheit orientieren. Im Gegensatz dazu begrenzt die gesetzliche 
Krankenversicherung die Heilbehandlung auf den notwendigen 
Mindestumfang nach § 12 Abs. 1 S. 1 SGB V. 
Ziel nach § 26 Abs. 2 SGB VII ist es, den Gesundheitsschaden zu 
beseitigen, eine Verschlimmerung zu verhindern und die Folgen zu 
mildern. Hier kommt der Grundsatz „Reha vor Rente“ (siehe Kapitel 3.2) 
zum Tragen, weil vor Gewährung einer Versichertenrente mit Hilfe aller 
geeigneter Mittel versucht wird, die Gesundheit wiederherzustellen. Um 
die genannten Ziele zu erreichen, gibt es im siebten Sozialgesetzbuch ein 
breit gefächertes Leistungsspektrum.30 
                                            
28
 Vgl. Astheimer/Obergöker/Siegle, Sicher und versichert in der FFW,S. 26 ff. 
29
 Vgl. Unfallkasse Baden-Württemberg, Leitfaden für Feuerwehren, S. 2. 
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Versicherte beziehungsweise deren Hinterbliebene können nach einem 
Versicherungsfall Anspruch auf Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung haben. In Betracht kommen folgende Leistungen:
 
Abbildung 4: Geldleistungen an Versicherte und Hinterbliebene
32
 
Auf die Nennung der jeweiligen Anspruchsvoraussetzungen im Einzelnen 
wird hier verzichtet. Sie erfolgt im notwendigen Maß in späteren Kapiteln.  
                                            
31
 Eigene Darstellung. 
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Versicherte 
Verletztengeld § 45 ff. SGB VII 
Übergangsgeld § 49 f. SGB VII 
Verletztenrente § 56 ff. SGB VII 
Pflegegeld § 44 SGB VII 
Hinterbliebene 
Witwenrente § 65 f. SGB VII 
Waisenrente § 67 f. SGB VII 
Sterbegeld § 64 SGB VII 
Leistungen zur Heilbehandlung 
Heilbehandlung/
Rehabilitation 









• Arznei- und 
Verbandmittel 
 
• Heil- und 
Hilfsmittel 
 







(§ 35 SGB VII) 





• Maßnahmen zur 
Arbeitserpro-












(§ 39 ff. SGB VII) 





























Der Anspruch auf Mehrleistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
ist in § 94 SGB VII geregelt. In der Folge wird die Norm detailliert 
untersucht. Die Ausarbeitung erfolgt nur insoweit, wie sie für die Freiwillige 
Feuerwehr von Bedeutung ist. 
 
4.1 Rechtsgeschichte 
§ 94 SGB VII als Rechtsnorm mit der Satzungsermächtigung zu 
Mehrleistungen ist bereits seit Inkrafttreten des siebten Sozialgesetzbuchs 
zum 01.01.1997 im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung enthalten.  
§ 94 SGB VII ist dabei an die Stelle des weitestgehend identischen § 765 
RVO getreten.33  
 
4.2 Inhalt 
Die amtliche Begründung erläutert die Beweggründe des Gesetzgebers. 
Im Wesentlichen sollen „Personen, die im Interesse des Gemeinwohls 
tätig geworden und dabei durch Unfall oder Krankheit zu Schaden 
gekommen sind“34, Mehrleistungen nach § 94 SGB VII erhalten. 
„Mehrleistungen sind Leistungen der Sozialversicherung, die bestimmten 
Versicherten bei Eintritt eines Versicherungsfalles über die ihnen kraft 
Gesetzes ohnehin zustehenden Leistungen hinaus gewährt werden“35. Sie 
fungieren als Anerkennung für uneigennütziges Handeln.36 Dennoch steht 
den Unfallversicherungsträgern die Ermessensentscheidung zu, ob sie 
überhaupt Mehrleistungen gewähren wollen.37 
Zweck dieser Vorschrift ist die Besserstellung im Vergleich zu den 
allgemeinen Leistungen nach dem siebten Sozialgesetzbuch.38 Dabei 
ergänzen und erhöhen Mehrleistungen die gesetzlichen Leistungen.39 
                                            
33
 Vgl. Burchardt, in Brackmann, § 94 SGB VII, Rn. 2. 
34
 Deutscher Bundestag, Drucksache 13/2204, S. 98. 
35
 Köhler, in Hauck, § 94 SGB VII, Rn. 3. 
36
 Vgl. Leube, in NZS, S. 410. 
37
 Vgl. Ricke, in Kassler Kommentar, § 94 SGB VII, Rn. 4. 
38
 Vgl. Schwerdtfeger, in Lauterbach, § 94 SGB VII, Rn. 2. 
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Elementar notwendig um Mehrleistungen zu erhalten, ist ein gesetzlicher 
Leistungsanspruch. Ohne diesen dürften folglich auch keine 
Mehrleistungen gewährt werden.40  
 
4.3 Begünstigter Personenkreis 
Der Personenkreis, für den Mehrleistungen in den Satzungen bestimmt 
werden können, ist in § 94 Abs. 1 S. 1 Nr. 1-3 SGB VII definiert. Der 
Gesetzgeber legt ausschließlich Augenmerk auf Unfälle nach 
ehrenamtlichen Tätigkeiten und Hilfsleistungen.41 Unter anderem gehören 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII „Personen, die in Unternehmen zur Hilfe 
bei Unglücksfällen oder im Zivilschutz unentgeltlich, insbesondere 
ehrenamtlich tätig sind oder an Ausbildungsveranstaltungen dieser 
Unternehmen teilnehmen“ zum potenziell begünstigten Personenkreis. 
Folglich zählen Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr auch dazu. Sie 
erhalten Mehrleistungen, weil sie sich uneigennützig und ehrenamtlich für 
die Allgemeinheit aufopfern und einen Gesundheitsschaden riskieren.42 
Auch Hinterbliebene dieser Personen gehören zum 
mehrleistungsberechtigten Personenkreis. In der Praxis haben 
ausnahmslos alle zuständigen Unfallkassen Mehrleistungsansprüche in 
ihre Satzungen integriert, um einen Ausgleich des Risikos zu erreichen 
(siehe Abbildung 5, Seite 17). 
 
4.4 Differenzierungskriterien 
Bei der Festlegung der Mehrleistungen in den Satzungen kann zwischen 
„Art der versicherten Tätigkeit, insbesondere ihre[r] Gefährlichkeit, sowie 
Art und Schwere des Gesundheitsschadens“ gemäß § 94 Abs. 1 S. 2 SGB 
VII differenziert werden. Diese Kriterien sind jedoch nicht abschließend, da 
die Formulierung „insbesondere“ weitere sachgerechte 
Unterscheidungsmerkmale zulässt. Allerdings besteht keine Verpflichtung 
                                            
40
 Vgl. Ricke, in Kassler Kommentar, § 94 SGB VII, Rn. 6. 
41
 Vgl. Köhler, in Hauck, § 94 SGB VII, Rn. 4. 
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zur Berücksichtigung, da es sich um eine Kann-Vorschrift handelt.43 Falls 
ein Unfallversicherungsträger Kriterien bei der Ausübung seines 
Auswahlermessens verwendet, müssen diese „ausreichend bestimmt in 
der Satzung selbst niedergelegt sein, Generalklauseln […] mit 
Beurteilungsspielraum für den Einzelfall genügen nicht“44. Diese 
Einschränkung verhindert das Festlegen der Mehrleistung im Einzelfall. 
Die Gewichtung anhand unterschiedlicher Kriterien muss dabei stets unter 
Beachtung des verfassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgebots nach 
Art. 3 GG stehen.45  
 
4.5 Höchstgrenzen 
§ 94 Abs. 2 Nr. 1, 2 SGB VII sieht Höchstgrenzen für Mehrleistungen vor. 
Dabei wird die Summe aus Regelleistung und Mehrleistung gebildet. 
Versichertenrenten dürfen zusammen mit den Mehrleistungen ohne 
Berücksichtigung der Zulage für Schwerverletzte nach § 57 SGB VII 
maximal 85 Prozent des Höchstjahresarbeitsverdienstes betragen. Bei 
Renten an Hinterbliebene beträgt diese Grenze entsprechend 80 Prozent. 
Ziel ist die Vermeidung einer Überkompensation, also die Besserstellung 
im Vergleich zu den normalen Einkommensverhältnissen vor dem 
Eintreten des Versicherungsfalls.46 
 
4.6 Anrechnungsverbot 
Gemäß § 94 Abs. 3 SGB VII dürfen Mehrleistungen nicht auf 
einkommensabhängige Geldleistungen angerechnet werden. Damit soll 
sichergestellt werden, dass Mehrleistungen den Versicherten tatsächlich 
in vollem Umfang zu Gute kommen und nicht an anderer Stelle zu 
Leistungskürzungen führen.47  
                                            
43
 Vgl. Ricke, in Kassler Kommentar, § 94 SGB VII, Rn. 7. 
44
 Ricke, in Kassler Kommentar,§ 94 SGB VII, Rn. 7. 
45
 Vgl. Schwerdtfeger, in Lauterbach, § 94 SGB VII, Rn. 8. 
46
 Vgl. Ricke, in Kassler Kommentar, § 94 SGB VII, Rn. 8. 
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5 Leistungen im bundesweiten Vergleich 
Jeder Träger der gesetzlichen Unfallversicherung hat nach § 34 SGB IV 
eine Satzung zu erstellen. Darüber hinaus können die Unfallkassen nach 
§ 94 SGB VII Mehrleistungen ermöglichen.  
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§ 20 Mehrleistungsbestimmungen 
Abbildung 5: Satzungen und Mehrleistungsbestimmungen der Unfallkassen
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Alle Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, welche für Mitglieder der 
Freiwilligen Feuerwehr zuständig sind (siehe Spalte 1), haben Satzungen 
erlassen (siehe Spalte 2). In diesen Satzungen findet sich jeweils die 
Rechtsgrundlage, welche Mehrleistungen ermöglicht (siehe Spalte 3). Die 
konkrete Ausgestaltung der Mehrleistung mit Definition der 
Voraussetzungen und des Leistungsanspruchs erfolgt immer in einer extra 
Anlage, die häufig als Mehrleistungsbestimmung bezeichnet wird (siehe 
Spalte 4).  
In den folgenden Kapiteln wird beim Vergleich der Mehrleistungen aus 
Übersichtsgründen nicht jedes Mal die Rechtsgrundlage genannt. Es wird 
stets vorausgesetzt, dass bekannt ist, dass der Anspruch sich aus den 
Mehrleistungsbestimmungen der einzelnen Träger ergibt. 
 
Träger Personenkreis Heilbehandlung 
Baden-Württemberg § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 § 2 Abs. 1-4 
Bayern § 1 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 § 2 Abs. 1-5 
Berlin § 1 § 2 Abs. 1; § 3 Abs. 1-4 
Brandenburg § 1 Abs. 1,2 § 2 Abs. 1; § 3 Abs. 1-7 
Bremen § 1 Nr. 4 § 2 Abs. 1-5 
Hessen § 1 Nr. 4 § 2 Abs. 1-5 
Mitte  § 1 § 3 Abs. 1-4; § 3a Abs. 1-3 
Niedersachsen § 1 Abs. 1-4 § 2 Abs. 1-6 
Nord § 1 Abs. 1-5 § 2 Abs. 1-7 
Nordrhein-Westfalen § 1 § 2 
Rheinland-Pfalz § 1 Nr. 3 § 2 Abs. 1-5 
Saarland § 1 Nr. 4 § 2 Abs. 1-6 
Sachsen § 1 Buchstabe d § 2 Abs. 1-5 
Abbildung 6: Rechtsgrundlagen für Personenkreis und Leistungen zur Heilbehandlung
49
  
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr haben bei allen zuständigen Trägern 
der gesetzlichen Unfallversicherung Anspruch auf Mehrleistungen. Dieser 
ergibt sich direkt aus den Mehrleistungsbestimmungen (siehe Spalte 2). 
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5.1 Mehrleistungen während der Dauer der Heilbehandlung 
 
5.1.1 Voraussetzungen  
Fast alle zuständigen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
gewähren Mehrleistungen während der Dauer der Heilbehandlung. Die 
Rechtsgrundlage dafür ergibt sich aus den Mehrleistungsbestimmungen 
(siehe Abbildung 6, Spalte 3). In der folgenden Betrachtung wird oftmals 
auf die Nennung der konkreten Rechtsgrundlage verzichtet, um die 
Lesbarkeit und die Übersichtlichkeit zu gewährleisten. Es genügt jedoch 
ein Blick in die vorherige Abbildung, um die jeweilige Rechtsgrundlage 
nachvollziehen zu können. 
 
Anspruch auf Mehrleistungen während der Dauer der Heilbehandlung 
haben nach den Satzungen der Unfallkassen zwei unterschiedliche 
Personenkreise. In Baden-Württemberg, Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen erhalten nur Personen mit Anspruch auf Verletzten- 
beziehungsweise Übergangsgeld Mehrleistungen. Hingegen genügt es bei 
den Unfallkassen Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hessen, Mitte, 
Nord, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland, wenn die 
Versicherten arbeitsunfähig sind, wegen einer Maßnahme der 
Heilbehandlung eine ganztägige Erwerbstätigkeit nicht ausüben können 
oder Übergangsgeld erhalten. 
Die Unfallkasse Sachsen hat für Versicherungsfälle ab dem 01.01.2012 
keinen Mehrleistungsanspruch während der Dauer der Heilbehandlung in 
der Satzung verankert (siehe Kapitel 5.4) und bleibt bei der folgenden 
Betrachtung zunächst außen vor.  
 
Durch die Formulierung der Leistungsvoraussetzungen bedingt, ist der 
mehrleistungsberechtigte Personenkreis nicht bei allen Unfallkassen 
identisch. Bei der ersten Konstellation haben nur Bezieher von Verletzten- 
oder Übergangsgeld Anspruch auf Mehrleistungen, während bei der 
zweiten Konstellation auch andere Personen in Genuss dieser Leistungen 




kein Erwerbseinkommen im Sinne des § 18a Abs. 2 SGB IV, also weder 
Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen noch vergleichbares Einkommen 
erzielen und auch kein kurzfristiges Erwerbsersatzeinkommen nach § 18a 
Abs. 3 S. 1 Nr. 1 SGB IV beziehen. Dies betrifft unter anderem Schüler, 
Rentner und Hausfrauen.50 Wenn diese im Feuerwehrdienst 
verunglücken, haben sie keinen Anspruch auf Verletztengeld nach § 45 
SGB VII. Trotzdem können sie aber Mehrleistungen bei den Unfallkassen 
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hessen, Mitte, Nord, Rheinland-
Pfalz und Saarland erhalten, wenn eine der drei Voraussetzungen erfüllt 
ist.51  
Ein Teil der genannten Träger koppelt den Mehrleistungsanspruch für 
diesen Personenkreis an weitere spezielle Voraussetzungen. Diese 
Besonderheiten werden allerdings erst im nächsten Abschnitt erläutert.  
 
5.1.2 Leistungsumfang 
Die Satzungsgeber haben bei der Ausgestaltung der Mehrleistungen 
einen Ermessensspielraum. Dieser betrifft auch den Leistungsumfang. Die 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung nutzen diesen auf 
unterschiedliche Art und Weise und haben verschiedene Arten von 
Mehrleistungen geschaffen. In der nachfolgenden Abbildung ist das 
Spektrum an Mehrleistungen der zuständigen Unfallkassen während der 
Dauer der Heilbehandlung übersichtlich dargestellt. 
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 Vgl. Köhler, in Hauck, § 94 SGB VII, Rn. 3c. 
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Abbildung 7: Mehrleistungen während der Dauer der Heilbehandlung
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In der Folge werden die einzelnen Mehrleistungen erläutert und auf 
trägerspezifische Unterschiede eingegangen.  
 
Ausgleich des Verdienstausfalls: 
Bis auf die Unfallkassen Nordrhein-Westfalen und Sachsen gewähren 
bundesweit alle Unfallkassen als Mehrleistung die Höhe des 
Unterschiedsbetrags zwischen dem Verletzten- bzw. Übergangsgeld und 
dem tatsächlich entgangenen Nettoverdienst. Dem liegt zu Grunde, dass 
dem verletzten Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr kein wesentlicher 
finanzieller Nachteil aus der ehrenamtlichen Tätigkeit entstehen soll.53 Die 
Formulierung Nettoverdienst beinhaltet sowohl das Nettoarbeitsentgelt für 
abhängig Beschäftigte, als auch das Nettoarbeitseinkommen für 
Selbstständige. Somit erhalten Beschäftigte und Selbstständige den 
Differenzbetrag zwischen Entgeltersatzleistung und Verdienstausfall als 
Mehrleistung. 
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 Eigene Darstellung. 
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Ein Anspruch auf Verletztengeld gemäß § 45 Abs. 1 SGB VII wird 
begründet, wenn ein Versicherter infolge eines Versicherungsfalls 
arbeitsunfähig ist oder wegen einer Maßnahme der Heilbehandlung eine 
ganztägige Erwerbstätigkeit nicht ausüben kann und unmittelbar vor dem 
Versicherungsfall Erwerbseinkommen oder Erwerbsersatzeinkommen 
bezogen hat. Dabei beträgt es kalendertäglich gemäß § 47 Abs. 1 SGB VII 
i.V.m. § 47 Abs. 1, 2 SGB V 80 Prozent des Regelentgelts. Das 
Regelentgelt ist das im letzten Entgeltabrechnungszeitraum vor Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit erzielte Bruttoarbeitsentgelt. Bei Selbstständigen 
wird der 360. Teil des im Kalenderjahr vor der Arbeitsunfähigkeit erzielten 
Arbeitseinkommens zu Grunde gelegt. Das kalendertägliche 
Verletztengeld darf jedoch das kalendertägliche Nettoarbeitsentgelt nicht 
übersteigen.  
 
Die Höhe des Verdienstausfalls kann von Person zu Person 
unterschiedlich sein. Um sehr niedrige Verdienste anzuheben und sehr 
hohe zu begrenzen, haben die Unfallkassen in ihren Satzungen 
entsprechend Mindest- und Höchstwerte für den Verdienstausfall 
festgelegt.  
Der kalendertägliche Verdienstausfall wird bei allen Unfallkassen auf den 
360. Teil des Höchstjahresarbeitsverdienstes nach § 85 Abs. 2 SGB VII in 
Verbindung mit den Bestimmungen der einzelnen Satzungen begrenzt. 
Das bedeutet konkret, dass als kalendertäglicher Verdienstausfall maximal 
201,25 Euro bis 283,50 Euro je nach Unfallversicherungsträger 
berücksichtigt werden kann (siehe Anlage 1). Die unterschiedlich hohen 
Grenzen sind durch die verschiedene Ausgestaltung des 
Höchstjahresarbeitsverdienstes in den Satzungen bedingt. Allerdings wirkt 
sich diese Grenze sehr selten praktisch aus, da sie bei allen Unfallkassen 
weit über dem Durchschnittsverdienst liegt und somit nur die wenigsten 
Versicherten betrifft.54  
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Um Personen mit geringen Einkommen eine angemessene Versorgung im 
Versicherungsfall zukommen zu lassen, legen die Unfallkassen bei der 
Berechnung der Mehrleistung fiktive Mindestverdienstausfälle zu Grunde. 
Als Mindestnettoarbeitseinkommen von Selbstständigen kann je nach 
Unfallversicherungsträger ein täglicher Betrag zwischen 45,36 Euro und 
94,50 Euro in Ansatz gebracht werden (siehe Anlage 2). Dabei haben alle 
zuständigen Unfallkassen eine solche Untergrenze für Selbstständige 
festgelegt. Demgegenüber haben nur die Unfallkassen Baden-
Württemberg, Berlin und Brandenburg zusätzlich Mindestnettoverdienste 
für abhängig Beschäftigte definiert. Hier werden Beträge zwischen 64,40 
Euro und 74,50 Euro herangezogen (siehe Anlage 2). 
 
Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge: 
Neben der Mehrleistung in Höhe der Differenz zwischen Verletzten- bzw. 
Übergangsgeld und dem Verdienstausfall erstatten die Unfallkassen 
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg und Rheinland-Pfalz 
zudem den Beziehern von Verletztengeld den Versichertenanteil zur 
Arbeitslosen- und Rentenversicherung. Bei Bezug von Verletztengeld 
entsteht in allen Zweigen der Sozialversicherung Versicherungspflicht kraft 
Gesetzes. Gemäß § 251 Abs. 1 SGB V und § 59 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 SGB 
XI trägt der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung den Beitrag zur 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung alleine. Allerdings müssen 
die Versicherten für die Hälfte des Beitrags zur gesetzlichen Arbeitslosen- 
und Rentenversicherung nach § 347 Nr. 5 SGB III und § 170 Abs. 1 Nr. 2a 
SGB VI aufkommen. Somit müssen Versicherte 10,85 Prozent von 80 
Prozent des Regelentgelts als Versichertenanteil aufbringen. 55 Durch die 
Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge wird den Mitgliedern der 
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Zehn der 13 zuständigen Unfallkassen der öffentlichen Hand haben als 
Mehrleistung fixe kalendertägliche Beträge in ihren Satzungen 
festgeschrieben. Diese Leistungen werden als Tagegeld  bezeichnet, denn 
dieses wird für jeden Tag, an dem Arbeitsunfähigkeit besteht, geleistet.56 
Grundsätzlich wird Tagegeld nur dann gewährt, wenn Anspruch auf 
Mehrleistungen besteht. Manche Unfallkassen haben jedoch weitere 
spezielle Voraussetzungen definiert, wann welcher Personenkreis für 
welchen Zeitraum Tagegeld erhalten kann. Bei den Unfallkassen Hessen 
gemäß § 2 Abs. 2 Mehrleistungssatzung und Rheinland-Pfalz gemäß § 2 
Abs. 2 Anhang zu Satzung für nach § 94 SGB VII zu gewährende 
Mehrleistungen muss die Arbeitsunfähigkeit mindestens sechs Wochen 
ununterbrochen andauern, damit Tagegeld gezahlt wird. In Niedersachsen 
und Bremen hingegen ist der Anspruch auf drei Monate beschränkt. In 
Niedersachsen entsteht er nach § 2 Abs. 5 Richtlinien für die Gewährung 
von Mehrleistungen nur, wenn Erwerbseinkommen oder kurzfristiges 
Erwerbsersatzeinkommen bezogen wird. In Bremen erhalten Schüler und 
Studenten nach § 2 Abs. 2 Mehrleistungsbestimmungen diese Leistung, 
wenn sie nicht am Unterricht teilnehmen können. Bei der Feuerwehr-
Unfallkasse Mitte erhalten Personen ohne Erwerbseinkommen oder 
Erwerbsersatzeinkommen Tagegeld ausschließlich für die Dauer des 
vollstationären Krankenhausaufenthalts nach § 3a Abs. 3 Richtlinien für 
die Gewährung von Mehrleistungen. Bei der Hanseatischen Feuerwehr-
Unfallkasse Nord wird es nach § 2 Abs. 7 Mehrleistungsbestimmungen für 
die Dauer des vollstationären Klinikaufenthalts und ab dem 15. Tag der 
Arbeitsunfähigkeit geleistet. Die Unfallkasse Brandenburg gewährt es 
nach § 3 Abs. 1 Bestimmungen über die Gewährung von Mehrleistungen 
ab dem vierten Tag der Arbeitsunfähigkeit. In Nordrhein-Westfalen 
entsteht der Anspruch erst ab dem 15. Tag der Arbeitsunfähigkeit nach 
§ 2 Mehrleistungsbestimmungen gemäß § 94 SGB VII. 
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Die Höhe des Tagegelds ist trägerspezifisch ausgestaltet. Entweder 
orientiert sie sich am Mindestpflegegeld nach § 44 Abs. 2 SGB VII oder an 
der Bezugsgröße nach § 18 SGB IV. Die Unfallkassen Bayern, 
Brandenburg, Bremen, Hessen, Nord, Rheinland-Pfalz und Saarland 
sehen Tagegeld in Höhe von 1/15 des Mindestpflegegelds nach § 44 Abs. 
2 SGB VII vor. Dies sind also 21,53 Euro pro Tag. Die Unfallkasse Mitte 
leistet sogar in Höhe von 1/12 des Mindestpflegegelds, was folglich 26,92 
Euro täglich ausmacht. Bei der Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen 
beträgt es 22,68 Euro kalendertäglich, nämlich 1/125 der monatlichen 
Bezugsgröße. In Nordrhein-Westfalen sind es pauschal 25,00 Euro.  
 
5.2 Mehrleistungen während des Bezugs einer Verletztenrente 
Träger 
Verletztenrente Hinterbliebenenrente 
laufend einmalig laufend einmalig 
Baden-
Württemberg 
§ 3 Abs. 1-3 § 4a Abs. 1,2 § 4 Abs. 1,2 § 4a Abs. 1,3 
Bayern § 3 Abs. 1-3 § 5 Abs. 1 § 4 Abs. 1-3 § 5 Abs. 2,3 
Berlin 
§ 2 Abs. 2,3;  
§ 4 Abs. 1-3 
§ 6 Abs. 1 
§ 2 Abs. 2,3;  
§ 5 Abs. 2-5 
§ 5 Abs. 1; 
§ 6 Abs. 2,3 
Brandenburg § 4 Abs. 1-3 § 6 Abs. 1 § 5 Abs. 2-5 
§ 5 Abs.1;  
§ 6 Abs. 2,3 
Bremen § 3 Abs. 1-4 § 5 Abs. 1 § 4 Abs. 1-4 § 5 Abs. 2,3 
Hessen § 3 Abs. 1-3; § 4 § 6 Abs. 1,4 § 5 Abs. 2-6 
§ 5 Abs. 1; 
§ 6 Abs. 2-4 
Mitte  § 2; § 4 Abs. 1-4 § 7 Abs. 1-3 § 5 Abs. 1,2 
§ 6 Abs. 1-3;  
§ 8 Abs. 1-5 
Niedersachsen § 3 Abs. 1-3 § 6 Abs. 1-3 § 4 Abs. 1-4 § 5; § 7 Abs. 1-5 
Nord § 3 Abs. 1-4 § 3 Abs. 5-7 § 4 Abs. 9-12 § 4 Abs. 1-8 
Nordrhein-
Westfalen 
§ 3 Abs. 1 § 3 Abs. 2 § 4 Abs. 2,3,5-7 
§ 4 Abs. 1,4;  
§ 5 Abs. 2,3 
Rheinland-Pfalz § 3 Abs. 1,2; § 4 § 6 Abs. 2 § 5 Abs. 1-4 § 6 Abs. 1,2 
Saarland § 3 Abs. 1-3 § 5 Abs. 1 § 4 Abs. 1-4 § 5 Abs. 2,3 
Sachsen § 3 Abs. 1-3 
 
§ 4 Abs. 1-3 
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Auch während des Bezugs einer Verletztenrente werden Mehrleistungen 
gewährt. Die dafür einschlägigen Rechtsvorschriften können der 
vorhergegangenen Tabelle entnommen werden, wobei die 
Rechtsgrundlagen aus den Mehrleistungsbestimmungen der einzelnen 
Träger entstammen. 
 
5.2.1 Laufende Mehrleistungen zur Verletztenrente 
In ausnahmslos allen Satzungen der Unfallkassen sind laufende 
Mehrleistungen zu Verletztenrenten an Versicherte vorgesehen, wobei 
stets lediglich ein Anspruch auf Verletztenrente Voraussetzung dafür ist. 
Die Ausgestaltung der Mehrleistungen erfolgt nicht bei jedem 
Unfallversicherungsträger auf die gleiche Art, sondern es gibt vier 
verschiedene Verfahren. Diese sind in der folgenden Abbildung 
aufgelistet. Die der Berechnung zu Grunde liegenden Rechtsvorschriften 
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Am häufigsten wird das Mindestpflegegeld nach § 44 Abs. 2 SGB VII zur 
Berechnung der laufenden Mehrleistung verwendet. Neun Unfallkassen 
multiplizieren das Mindestpflegegeld in Höhe von 323,00 Euro mit einem 
in der Satzung festgelegten Faktor. Diese, je nach Träger unterschiedliche 
Faktoren, sind in folgender Abbildung übersichtlich dargestellt. 
 
Abbildung 10: Laufende Mehrleistungen in Abhängigkeit vom Mindestpflegegeld
59
 
Durch die Verwendung verschieden hoher Faktoren zur Multiplikation mit 
dem Mindestpflegegeld, ergeben sich folglich unterschiedlich hohe 
Beträge an Mehrleistungen. Dabei geht die Spanne von 323,00 Euro in 
Rheinland-Pfalz bis 888,25 Euro bei der Feuerwehr-Unfallkasse Mitte. Bei 
der Gewährung einer Teilrente, das ist dann der Fall, wenn die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit geringer als 100 Prozent ist, wird die Mehrleistung 
jeweils anteilig gewährt. Eine Besonderheit gibt es gemäß § 3 Abs. 4 
Mehrleistungsbestimmungen in Bremen. Ab Vollendung des 65. 
Lebensjahres erfolgt bei Versicherten, mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit bis zu 40 Prozent, ein Abschlag in Höhe von 30 Prozent 
der Mehrleistung. Ab Vollendung des 75. Lebensjahres wird die 
Mehrleistung um 50 Prozent gekürzt.  
 
Fixbetrag: 
Die Unfallkasse Baden-Württemberg gewährt 8,00 Euro, die in Sachsen 
10,00 Euro und die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen sogar 65,00 Euro an 
Mehrleistungen pro 10 Prozent Minderung der Erwerbsfähigkeit der 
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Berechnung der monatlichen Mehrleistungen zur Verletztenrente 




festgestellten Rente. Bei einer Rente als vorläufiger Entschädigung nach  
§ 62 SGB VII wird gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 Mehrleistungsbestimmungen in 
Sachen sogar ein Betrag in Höhe von 150,00 Euro pro 10 Prozent 
Minderung der Erwerbsfähigkeit geleistet. Im Gegensatz zu den anderen 
Verfahren verwenden diese drei Unfallkassen zur Berechnung fixe Werte, 
welche nicht einer automatischen jährlichen Anpassung unterliegen. 
 
Fiktiver Jahresarbeitsverdienst: 
Die Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord zieht gemäß § 3 Abs. 1 
Mehrleistungsbestimmungen den Jahresarbeitsverdienst zur Berechnung 
der Mehrleistung heran. Die Verletztenrente wird dabei fiktiv aus 50 
Prozent bis zur Vollendung des 15. Lebensjahrs, 70 Prozent bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahrs und nach Vollendung des 18. 
Lebensjahrs aus 100 Prozent der Bezugsgröße berechnet. Die Differenz 
zur tatsächlich gezahlten Rente wird als Mehrleistung gewährt. Daneben 
erhalten die Versicherten zusätzlich Mehrleistungen in Höhe des 2,25-
fachen Werts des Mindestpflegegelds. 
 
Bezugsgröße: 
Die Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen zahlt nach § 3 Abs. 1, 2 
Richtlinien für die Gewährung von Mehrleistungen eine monatliche 
Mehrleistung bei völliger Minderung der Erwerbsfähigkeit in Höhe von 
zwei Prozent der Bezugsgröße. Diese beträgt 2015 34.020,00 Euro 
gemäß § 18 SGB IV. Somit wird eine Mehrleistung in Höhe von 680,40 
Euro bei völliger Minderung der Erwerbsfähigkeit ausgezahlt. Bei 
Teilrenten wird der entsprechend gekürzte Teilbetrag geleistet.  
 
5.2.2 Einmalige Mehrleistungen zur Verletztenrente 
Viele Träger gewähren Versicherten, deren Erwerbsfähigkeit infolge eines 
Versicherungsfalls dauerhaft gemindert ist, einmalige Mehrleistungen. 
Diese Leistungsansprüche ergeben sich aus den Satzungen der 




von Art und Schwere des Gesundheitsschadens im Sinne des § 94 Abs. 1 
S. 2 SGB VII abhängig gemacht werden. Die Unfallkassen der öffentlichen 
Hand ziehen die Minderung der Erwerbsfähigkeit als Kriterium zur 
Leistungsgewährung heran. Die folgende Abbildung zeigt auf, wann ein 
Anspruch auf einmalige Mehrleistungen besteht. Dabei sind vier 
Fallvarianten erkennbar, wobei stets die Minderung der Erwerbsfähigkeit 
maßgebend ist, die nach Ablauf von drei Jahren nach dem Unfall besteht. 
Träger 




100% 80% 50% 20%  
Berlin +     
Hessen  +    
Brandenburg  +    
Saarland  +    
Bayern  +    
Bremen  +    
Nordrhein-Westfalen   +   
Mitte    +  
Niedersachsen    +  
Baden-Württemberg    +  
Nord    +  
Rheinland-Pfalz     + 
Sachsen     + 




100 Prozent Minderung der Erwerbsfähigkeit: 
Ausschließlich die Unfallkasse Berlin gewährt gemäß § 6 Abs. 1 
Mehrleistungsordnung einmalige Mehrleistungen nur bei völliger 
Minderung der Erwerbsfähigkeit. Die Versicherten erhalten dann 25.600 
Euro. Bei einer geringeren Einschränkung wird keine Einmalzahlung 
gewährt. Es werden nur äußerst schwere Versicherungsfälle durch eine 
einmalige Geldleistung kompensiert.  
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80 Prozent Minderung der Erwerbsfähigkeit: 
Einmalige Mehrleistungen werden bei den meisten Unfallkassen gewährt, 
wenn eine Minderung der Erwerbsfähigkeit in Höhe von mindestens 80 
Prozent vorliegt und wenn infolge des Versicherungsfalles keine 
Erwerbstätigkeit mehr ausgeübt werden kann. Die Unfallkassen Hessen 
(80.000 Euro), Brandenburg (52.000 Euro), Bayern (35.000 Euro), Bremen 
(30.000 Euro) und Saarland (30.000 Euro) haben solche Regelungen 
getroffen. Hier erhalten Versicherte, die einen schweren 
Gesundheitsschaden erlitten haben, eine einmalige Geldleistung. Der 
Unterschied gegenüber folgenden Fallvarianten ist, dass leichtere 
Beeinträchtigungen außen vor bleiben, weil nur bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit ab 80 Prozent eine Geldleistung zur Auszahlung gelangt. 
 
50 Prozent Minderung der Erwerbsfähigkeit: 
Nur die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen gewährt eine einmalige 
Mehrleistung ab einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50 Prozent 
nach § 3 Abs. 2 Mehrleistungsbestimmungen gemäß § 94 SGB VII. Diese 
beträgt dann 9.000 Euro pro 10 Prozent Minderung der Erwerbsfähigkeit.  
 
20 Prozent Minderung der Erwerbsfähigkeit: 
Die Unfallkassen Niedersachsen (10.206 Euro pro 10% MdE), Mitte (8.000 
Euro pro 10% MdE), Nord (8.000 Euro pro 10% MdE) und Baden-
Württemberg (2.500 Euro pro 10% MdE) gewähren eine Einmalleistung 
bereits ab einer Minderung der Erwerbsfähigkeit in Höhe von 20 Prozent. 
Charakteristisch im Vergleich zu den anderen Varianten ist, dass eine 
Differenzierung nach Art und Schwere des Gesundheitsschadens im 
Sinne des § 94 Abs. 1 S. 2 SGB VII erfolgt. Je größer der 
Gesundheitsschaden ist, desto umfangreicher ist die Mehrleistung. 
Grundsätzlich erhalten nur Versicherte mit Anspruch auf Verletztenrente 
nach § 56 SGB VII, deren Erwerbsfähigkeit um mindestens 20 Prozent 




Allerdings gewähren die Feuerwehr-Unfallkassen Niedersachsen, Nord 
und Mitte bereits ab einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 10 Prozent 
einmalige Mehrleistungen. Es werden also Mehrleistungen für Versicherte 
gewährt, die zwar einen Gesundheitsschaden, aber keinen 
Rentenanspruch haben. Bei der Feuerwehr-Unfallkasse Mitte wird nach   
§ 7 Abs. 3 Richtlinien für die Gewährung von Mehrleistungen beim Verlust 
von mehr als zwei Gliedern eines Fingers und einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von weniger als 10 Prozent eine einmalige Mehrleistung 
in Höhe von 2.000 Euro gewährt. Eine ähnliche Regelung gibt es bei der 
Hanseatischen Feuerwehr-Unfallkasse Nord gemäß § 3 Abs. 5 Nr. 3, 4 
Mehrleistungsbestimmungen. 
 
Keine einmalige Mehrleistung: 
Die Unfallkassen Sachen und Rheinland-Pfalz sehen grundsätzlich keine 
einmaligen Mehrleistungen zur Verletztenrente vor. Jedoch überlässt die 
Satzung der Unfallkasse Rheinland-Pfalz die Entscheidung über eine 
mögliche Mehrleistungsgewährung dem Rentenausschuss. Ausgeglichen 
werden sollen besondere Härten, die der Versicherte infolge seiner 
ehrenamtlichen Tätigkeit im Interesse des Allgemeinwohls erlitten hat, 




5.3 Mehrleistungen an Hinterbliebene 
Die meisten Unfallkassen nutzen die Möglichkeit des § 94 SGB VII und 
haben auch Mehrleistungen für Hinterbliebene von Feuerwehrangehörigen 
festgelegt. Die einschlägigen Rechtsnormen können der vierten und 
fünften Spalte der Abbildung 8 (siehe Seite 25) entnommen werden. Wie 
bei anderen Mehrleistungen sind auch hier Leistungsvoraussetzungen und 




5.3.1 Laufende Mehrleistungen an Hinterbliebene 
Alle zuständigen Unfallkassen gewähren laufende Mehrleistungen zur 
Hinterbliebenenrente. Allerdings errechnen sich die Beträge nicht 
einheitlich. Zwei unterschiedliche Varianten sind erkennbar.  
Träger fixe Beträge Zuschlag aus dem JAV  
Nordrhein-Westfalen 650,00 Euro  
Nord 484,50 Euro  
Niedersachsen 408,24 Euro  
Hessen 387,60 Euro  
Bayern 387,60 Euro  
Saarland 387,60 Euro  
Brandenburg 387,60 Euro  
Berlin 387,60 Euro  
Rheinland-Pfalz 387,60 Euro  
Bremen 193,80 Euro  
Sachsen 40,00 Euro  
Baden-Württemberg  10 Prozent jährlich 
Mitte   10 Prozent jährlich 
Abbildung 12: Laufende Mehrleistungen zur großen Witwenrente
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Die Mehrzahl der Unfallkassen verwendet das Mindestpflegegeld nach     
§ 44 Abs. 2 SGB VII zur Berechnung der laufenden Mehrleistung zur 
großen Witwenrente. Die Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen legt 1,2 
Prozent der Bezugsgröße zu Grunde. Die Unfallkassen Nordrhein-
Westfalen und Sachsen haben einen pauschalen Wert unabhängig einer 
dynamischen Größe aus dem Sozialgesetzbuch festgelegt. Bei den 
Unfallkassen Mitte und Baden-Württemberg wird ein jährlicher Zuschlag in 
Höhe von zehn Prozent des Jahresarbeitsverdienstes als laufende 
Mehrleistung in Ansatz gebracht. Bei den letztgenannten Unfallkassen ist 
die Höhe der Mehrleistung im Unterschied zu den anderen Trägern, von 
dem der Hinterbliebenenrente zu Grunde liegenden individuellen 
Jahresarbeitsverdienst abhängig.  
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5.3.2 Einmalige Mehrleistungen an Hinterbliebene 
Zusätzlich zu laufenden Mehrleistungen gewähren manche Unfallkassen 
noch einmalige Mehrleistungen, wenn das versicherte Mitglied der 
Freiwilligen Feuerwehr infolge seiner ehrenamtlichen Tätigkeit verstorben 
ist. Als Leistungen kommen Einmalzahlungen und die Erhöhung des 
gesetzlichen Sterbegeldes in Betracht. 
Träger Einmalzahlung Sterbegeld 
Niedersachsen 51.030,00 Euro 4.860,00 Euro 
Mitte  40.000,00 Euro 5.346,00 Euro 
Nord 40.000,00 Euro 6.460,00 Euro 
Nordrhein- Westfalen 30.000,00 Euro 6.500,00 Euro 
Hessen 30.000,00 Euro 6.460,00 Euro 
Brandenburg 26.000,00 Euro 6.460,00 Euro 
Berlin 12.800,00 Euro 6.460,00 Euro 
Baden-Württemberg 30.000,00 Euro  
Bayern 17.500,00 Euro  
Rheinland-Pfalz 15.400,00 Euro  
Bremen 15.000,00 Euro  









5.4 Sonderfall Sachsen 
Bei der Unfallkasse Sachen gibt es für Versicherungsfälle ab dem 
01.01.2012 keine Mehrleistung zum Verletztengeld mehr. Dafür wird 
seitdem jedoch bei Renten als vorläufige Entschädigung nach § 62 SGB 
VII eine Mehrleistung in Höhe von 150,00 Euro pro 10 Prozent Minderung 
der Erwerbsfähigkeit geleistet. Mit der bundesweit höchsten Mehrleistung 
in Sachsen soll „wirklichen Härt[e]fällen“63 geholfen werden. Verwiesen 
wird dabei insbesondere auf Selbstständige, die nach dem 
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Versicherungsfall und der einhergehenden Heilbehandlung ihre Tätigkeit 
unter Umständen nicht fortführen können. Damit existenzbedrohende 
Situationen abgewendet werden können, sind die Mehrleistungen auf 
Renten als vorläufige Entschädigung drastisch erhöht worden.64 Die 
zusätzlichen finanziellen Belastungen werden durch die Streichung 
jeglicher Mehrleistungen zum Verletztengeld kompensiert.65 
Umstritten ist, ob die sächsischen Gemeinden die weggefallenen 
Mehrleistungen auffangen müssen.66 Nach § 62 SächsBRKG haben 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr Anspruch auf Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts auch für den Fall der Arbeitsunfähigkeit gegenüber dem 
Arbeitgeber. Die Kommunen sind nur verpflichtet dem Arbeitgeber auf 
Antrag seine Aufwendungen zu erstatten. Allerdings wird die Zeit nach 
Beendigung der Entgeltfortzahlung nicht durch § 62 SächsBRKG erfasst, 
so dass dadurch keine Verpflichtung der Kommunen zum vollen Ausgleich 
des Verdienstausfalls begründet werden kann. Für Unfälle infolge der 
Ausübung des ehrenamtlichen Engagements ist die Unfallkasse Sachsen 
zuständig. Die Gemeinden können den Verdienstausfall, welcher nicht 
durch die Leistungen der Unfallkasse kompensiert wird, mit Hilfe des 
Abschlusses von privaten Zusatzversicherungen auffangen. Eine 
Rechtsverpflichtung dazu besteht jedoch nicht.67 
 
 
5.5 Zusatzleistungen durch Verwaltungsvorschriften 
Neben gesetzlichen Regelleistungen nach dem siebten Sozialgesetzbuch 
und Mehrleistungen entsprechend der Satzungen, haben die 
Landesregierungen der Bundesländer Baden-Württemberg und Sachsen 
zusätzliche Leistungen geschaffen. Die Rechtsgrundlage in Baden-
Württemberg ist die „Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über 
zusätzliche Leistungen bei der Unfallversicherung im Bereich der 
Feuerwehr“ vom 11.04.2012 und in Sachsen die „Verwaltungsvorschrift 
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des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über zusätzliche 
Leistungen bei der Unfallversicherung im Bereich der Feuerwehr“ vom 
21.06.2000. Letztere ist allerdings durch die „Verwaltungsvorschrift des 
Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur Änderung der VwV-
Zusatzleistungen“ vom 11.11.2005 abgeändert worden. Die Auszahlung 
der zusätzlichen Leistung erfolgt über die entsprechenden Unfallkassen 
der beiden Bundesländer. Die Zusatzleistungen haben keinen rechtlichen 
Bezug zum siebten Sozialgesetzbuch, sondern dienen als ergänzende 
Abrundung dieser Leistungen.  
Das Land Baden-Württemberg gleicht während der Dauer der 
Heilbehandlung die Differenz zwischen Verdienstausfall und Verletzten- 
bzw. Übergangsgeld sowie Mehrleistungen, aus. Der tägliche 
Nettoverdienstausfall beträgt täglich dabei mindestens 81,00 Euro und 
nicht 70,88 Euro wie in der Satzung. Durch diesen höheren täglichen 
Mindestnettoverdienstausfall werden folglich nur Personen begünstigt, 
deren jährliches Einkommen unter 29.160,00 Euro liegt. Beim Bezug von 
Verletztenrenten erhalten verunglückte Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehr den Unterschiedsbetrag zwischen dem Jahresarbeitsverdienst 
und der Summe von Regel- und Mehrleistung als zusätzliche Leistung. Bei 
Teilrenten wird der entsprechende Teilbetrag gewährt. Als einmalige 
zusätzliche Leistung wird ein Betrag in Höhe von 19.000,00 Euro bei 
völliger Minderung der Erwerbsfähigkeit, bei Teilrenten der entsprechend 
angepasste Betrag, ausgezahlt. Witwenrentenbezieher erhalten jährlich 
einen Zuschlag in Höhe von 20 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes und 
eine einmalige Leistung von 24.000,00 Euro.  
Bei dauernder völliger Minderung der Erwerbsfähigkeit wird in Sachsen 
ein Betrag in Höhe von 40.903,35 Euro zusätzlich gewährt, bei teilweiser 
Minderung der Erwerbsfähigkeit, der entsprechende Teilbetrag. Im Falle 
des Todes erhalten die Hinterbliebenen 20.451,68 Euro.68  
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6 Kritische Betrachtung der Leistungen 
Wie im vorhergegangen Kapitel ausführlich erläutert, haben alle 
zuständigen Unfallkassen Mehrleistungsansprüche nach § 94 SGB VII für 
Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr in ihren Satzungen verankert. 
Daneben gibt es in Baden-Württemberg und Sachsen durch 
Verwaltungsvorschriften zusätzliche Leistungen. In der Folge wird 
untersucht, inwiefern diese Leistungen den erlittenen finanziellen Schaden 
auffangen können, ob die Mehrleistungen der Höhe nach verhältnismäßig 
sind und ob sie im Einklang zur Rechtsgrundlage, dem § 94 SGB VII, 
stehen. Mehrleistungen zu Hinterbliebenenrenten bleiben aufgrund 
seltener Fallzahlen von dieser kritischen Betrachtung ausgenommen.69 
  
6.1 Mehrleistungen während der Dauer der Heilbehandlung 
Die Unfallkassen gewähren unterschiedliche Arten von Geldleistungen als 
Mehrleistungen während der Dauer der Heilbehandlung. § 94 SGB VII 
ermöglicht den Unfallversicherungsträgern auch die Möglichkeit, keine 
Mehrleistungen festzuschreiben.70 Deshalb ist es legitim, dass die 
Unfallkasse Sachsen ab dem 01.01.2012 keine Mehrleistungen zum 
Verletztengeld mehr gewährt. Ob dies natürlich das richtige Signal zur 
Honorierung von ehrenamtlichem Engagement oder hilfreich bei der 
Nachwuchsgewinnung ist, kann durchaus kritisch hinterfragt werden.  
 
6.1.1 Verdienstausfall und Sozialversicherungsbeiträge 
Alle Unfallkassen mit Ausnahme der in Nordrhein-Westfalen und Sachsen 
haben den Ausgleich des Verdienstausfalls mit Hilfe von Mehrleistungen 
in ihren Satzungen verankert. Dabei wird die Differenz zwischen 
Verletzten- bzw. Übergangsgeld und dem entgangenen 
Nettoerwerbseinkommen mit Hilfe von Mehrleistungen ausgeglichen. Die 
Mehrleistungen haben dabei Schadensersatzcharakter, denn das 
gesetzliche Verletzten- oder Übergangsgeld ist regelmäßig niedriger als 
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das entgangene Nettoerwerbseinkommen.71 Diese Aufgabe erfüllt auch 
die Übernahme der Beiträge zu den anderen Sozialversicherungszweigen, 
welche manche Unfallversicherungsträger gewähren. Diese zwei Typen 
von Mehrleistungen sind vollkommen zielführend und rechtmäßig.72 Es ist 
allen Unfallkassen zu raten, den Verdienstausfall vollkommen zu 
entschädigen und die Beiträge zur Sozialversicherung zu übernehmen.  
 
6.1.2 Tagegeld 
Rechtlich problematisch ist die Gewährung von Tagegeld. Die 
Unfallkassen Bayern, Brandenburg, Bremen, Hessen, Mitte, 
Niedersachsen, Nord, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland 
haben dieses als Mehrleistung in ihren Satzungen vorgesehen. Da diese 
die Anspruchsvoraussetzungen nicht einheitlich ausgestaltet haben, 
erfolgt die Prüfung der Rechtmäßigkeit des Tagegelds einzeln.  
 
Schüler und Studierende haben einen Tagegeldanspruch bei den 
Unfallkassen Bremen nach § 2 Abs. 2 Mehrleistungsbestimmungen 
gemäß § 94 SGB VII und Saarland nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
Mehrleistungssatzung, wenn sie nicht am Schulunterricht oder 
Studienbetrieb teilnehmen können. Diese Personen erleiden durch einen 
Unfall infolge einer ehrenamtlichen Feuerwehrtätigkeit keinen 
Verdienstausfall und sollen finanziell trotzdem entschädigt werden. Genau 
um dieselbe Problematik ging es bei einem Gerichtsverfahren vor dem 
Sozialgericht Hannover73 und in der Sprungrevision vor dem ersten Senat 
des Bundessozialgerichts.74 Eine höchstrichterliche Entscheidung ist 
jedoch durch einen Vergleich der Parteien verhindert worden.75 Das 
Sozialgericht Hannover urteilte in erster Instanz, dass Mehrleistungen 
„lediglich eine Abrundung der Regelleistung[en]“76 sind und die im Gesetz 
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vorgesehenen Ansprüche vervollständigen.77 Tagegeld für Personen ohne 
Verdienstausfall sei jedoch in § 45 SGB VII nicht vorgesehen und 
widerspreche dem System der gesetzlichen Unfallversicherung.78 Durch 
das Urteil in erster Instanz werden Zweifel an der Rechtmäßigkeit 
inhaltlich genau identischer Regelungen in den Satzungen der 
Unfallkassen Bremen und Saarland erhärtet. Tagegeld für diesen 
Personenkreis würde einer gerichtlichen Prüfung nicht standhalten, weil 
diese Form der Mehrleistung nicht in Einklang mit § 94 SGB VII steht. 
 
Die Unfallkassen Bayern, Brandenburg, Hessen, Nord und Rheinland-
Pfalz gewähren Personen die arbeitsunfähig sind, Übergangsgeld 
beziehen oder wegen einer Maßnahme der Heilbehandlung eine 
ganztägige Erwerbstätigkeit nicht ausüben können, teilweise Tagegeld 
dann, wenn weitere Voraussetzungen erfüllt sind (siehe Seite 24). Ob 
diese Handhabe rechtmäßig ist, hängt unter anderem davon ab, ob diese 
Unfallkassen Personen ohne Verdienstausfall in der Verwaltungspraxis als 
arbeitsunfähig betrachten oder nicht. Denn rechtlich gesehen können 
diese Personen nicht arbeitsunfähig im Sinne der gesetzlichen 
Krankenversicherung sein, da sie schlicht keine Erwerbstätigkeit ausüben. 
Falls sie dennoch als arbeitsunfähig betrachtet werden sollten und folglich 
Tagegeld erhalten, steht dies im Widerspruch zu § 94 SGB VII. 
 
Bei der Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen ist nach § 2 Abs. 5 
Richtlinien für die Gewährung von Mehrleistungen der Anspruch auf drei 
Monate begrenzt und das Tagegeld wird nur beim Bezug von Erwerbs- 
oder Erwerbsersatzeinkommen gewährt. Durch diese Regelung werden 
alle Personen ohne Verdienstausfall ausgenommen. Ähnlich sieht es auch 
bei der Feuerwehr-Unfallkasse Mitte nach § 3a Abs. 3 Richtlinien für die 
Gewährung von Mehrleistungen aus, welche Personen ohne Erwerbs- 
oder Erwerbsersatzeinkommen Tagegeld nur während der Dauer des 
vollstationären Klinikaufenthalts gewährt. Auch die Unfallkasse Nordrhein-
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Westfalen leistet nach § 2 Mehrleistungsbestimmungen gemäß § 94 SGB 
VII Tagegeld nur an Personen, die Anspruch auf Verletzten- oder 
Übergangsgeld haben. Trotz der Gefahr der Überkompensation kann 
davon ausgegangen werden, dass die drei Satzungen den Anspruch auf 
Tagegeld in Einklang mit § 94 SGB VII ausgestaltet haben, da der 
berechtigte Personenkreis Anspruch auf reguläre Geldleistungen aus dem 
siebten Sozialgesetzbuch hat. 
 
Mehrleistungen haben Schadensersatzcharakter und sollen solche 
finanziellen Schäden abdecken, die die Regelleistungen nicht 
kompensieren.79 Da fast alle Unfallkassen den Verdienstausfall 
vollkommen ausgleichen, ist durch das Tagegeld die Gefahr der 
Überkompensation naheliegend.80 Feuerwehrangehörige werden zu 
Lasten der Beitragszahler finanziell besser gestellt als in ihrer 
vorhergehenden Erwerbstätigkeit. Die Kosten dafür trägt die 
Allgemeinheit, da die Kommunen und Bundesländer die Aufwendungen 
der Unfallkassen durch Beiträge finanzieren.  
 
Um Motivation für die Ausübung von ehrenamtlichem Engagement zu 
wecken, macht es grundsätzlich Sinn, individuelle Anreize zu setzen.81 Bei 
Personen, die keinen gesetzlichen geldwerten Leistungsanspruch nach 
dem siebten Sozialgesetzbuch haben und trotzdem Tagegeld erhalten, 
kann es zwar als „Anerkennung im Sinne einer Belohnung oder Prämie“82 
für die während des gemeinwohlorientierten Einsatzes erlittene 
Gesundheitsschädigung gesehen werden, jedoch sind Mehrleistungen 
ausschließlich als Ergänzung und Erhöhung der gesetzlichen Leistungen 
gedacht.83 Demnach können nur Personen Mehrleistungen erhalten, die 
bereits Anspruch auf reguläre Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung haben. Personen ohne Verdienstausfall, welche kein 
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Erwerbseinkommen oder kurzfristiges Erwerbsersatzeinkommen 
beziehen, sind von Mehrleistungen folglich ausgeschlossen. Tagegeld ist 
somit nur solange eine zulässige Mehrleistung, wie auch eine reguläre 
Geldleistung gewährt wird. Zudem ist es nicht die primäre Aufgabe der 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, die Attraktivität des 
Ehrenamts durch Mehrleistungen in der Unfallversicherung zu steigern. 
 
 
6.2 Mehrleistungen zur Verletztenrente 
6.2.1 Laufende Mehrleistungen 
Alle Unfallkassen gewähren laut ihren Satzungen Mitgliedern der 
Freiwilligen Feuerwehr Mehrleistungen während der Dauer des Bezugs 
einer Verletztenrente. In der Folge wird sowohl die absolute Höhe der 
Leistungen verglichen wie auch das Verhältnis zur Regelleistung 
untersucht.  
 
Abbildung 14: Vergleich der Mehrleistungen zur Verletztenrente
84
 
Das obige Schaubild zeigt die Höhe der Mehrleistung ausgehend von 
völliger Minderung der Erwerbsfähigkeit. Es sind gewaltige 
Leistungsunterschiede feststellbar. Insbesondere die Unfallkassen, welche 
das Mindestpflegegeld zur Berechnung heranziehen85, gewähren 
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Mehrleistungen zur Verletztenrente bei völliger  




vergleichsweise hohe Leistungen. Demgegenüber sind die Geldbeträge 
bei den Trägern, die pauschale Beträge pro 10 Prozent Minderung der 
Erwerbsfähigkeit zu Grunde legen86, vergleichsweise niedrig. So leistet die 
Feuerwehr-Unfallkasse Mitte beispielsweise eine mehr als elf Mal so hohe 
Mehrleistung zur Verletztenrente wie die Unfallkasse Baden-Württemberg. 
Die Differenz beträgt bei völliger Minderung der Erwerbsfähigkeit 808,25 
Euro pro Monat. Noch größer ist die Diskrepanz, wenn man die Summen 
bei Renten als vorläufige Entschädigung nach § 62 SGB VII vergleicht. 
Die Unfallkasse Sachsen leistet dann gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 
Mehrleistungsbestimmungen 1.500 Euro. Der Unterschied zur Unfallkasse 
Baden-Württemberg beträgt dann beachtliche 1.420 Euro monatlich. 
Diese Leistungsunterschiede sind bei vergleichbaren Aufgaben im 
Feuerwehrdienst kaum nachvollziehbar. 
 
Auch das Verhältnis zwischen Mehrleistung und Regelleistung soll 
ausgehend von einem Beispiel untersucht werden. Ein 40-jähriger 
Angestellter mit einem Jahresarbeitsverdienst in Höhe von 36.000 Euro ist 
Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr und erleidet im Einsatz einen Unfall, 
der eine Minderung der Erwerbsfähigkeit in Höhe von 20 Prozent 
verursacht. Dadurch, dass die Minderung über die 26. Woche nach dem 
Versicherungsfall hinaus bestehen bleibt, hat der Versicherte nach § 56 
SGB VII Anspruch auf Verletztenrente. Diese beträgt jährlich zwei Drittel 
des Jahresarbeitsverdienstes multipliziert mit dem Grad der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit. Folglich erhält er 4.800 Euro jährlich, also 400 Euro 
monatlich Verletztenrente. Daneben besteht nach den Satzungen der 
einzelnen Träger Anspruch auf Mehrleistungen zur Verletztenrente. 
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bei 20% MdE 
Verhältnis Mehrleistung  
zur Regelleistung 
Sachsen* 300,00 Euro 75% 
Mitte 177,65 Euro 44% 
Hessen 161,50 Euro 40% 
Nord 145,35 Euro 36% 
Niedersachsen 136,08 Euro 34% 
Berlin 129,20 Euro 32% 
Brandenburg 129,20 Euro 32% 
Saarland 129,20 Euro 32% 
Bayern 129,20 Euro 32% 
Nordrhein-Westfalen 103,95 Euro 26% 
Bremen 96,90 Euro 24% 
Rheinland-Pfalz 64,60 Euro 16% 
Baden-Württemberg 16,00 Euro 4% 
* Rente als vorläufige Entschädigung nach § 62 SGB VII; ansonsten 20 Euro und 5% 




In der zweiten Spalte ist die Höhe der zu erwartenden Mehrleistung 
aufgeführt. Gewährt werden je nach Bundesland zwischen 16 Euro und 
300 Euro. Interessant ist nun das Verhältnis zwischen Mehrleistung und 
Regelleistung, welches in der dritten Spalte in Prozentangaben abgebildet 
ist. In Sachsen beispielsweise macht die Mehrleistung 75 Prozent der 
Regelleistung aus, während es in Baden-Württemberg nur vier Prozent 
sind. Selbst wenn man Sachsen als Ausnahme in Bezug auf die 
Leistungshöhe außer Betracht lässt, stellt sich zu Recht die Frage, ob das 
Verhältnis zwischen Mehrleistung und Regelleistung noch im Rahmen 
liegt. Bereits die Begrifflichkeit Mehrleistung suggeriert, dass sie eine 
Erhöhung der gesetzlichen Leistung darstellt, aber auf jeden Fall deutlich 
geringer als diese sein sollte. Wie am oberen Schaubild deutlich wird, 
werden teilweise üppige Mehrleistungen unabhängig vom tatsächlichen 
finanziellen Schaden gewährt. Etwas zugespitzt formuliert drängt sich hier 
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die Frage auf, ob nicht die „Regelrente als Mehrleistung zur 
Mehrleistung“88 fungiert. Es droht eine Überkompensation. Die Gefahr ist, 
dass die Anerkennung des ehrenamtlichen Engagements in der 
Öffentlichkeit durch die extreme und unverhältnismäßige Besserstellung 
im Vergleich zu denjenigen, welche die gleiche Tätigkeit hauptberuflich 
ausüben und keinen Mehrleistungsanspruch haben, geschmälert wird.89 
Es ist schlicht nicht vermittelbar, dass ehrenamtlich Engagierte eine 
deutlich bessere Leistung im Unglücksfall erhalten, als beispielsweise 
hauptamtliche Feuerwehrangehörige, die die gleiche Tätigkeit ausüben.  
 
In der Folge wird untersucht, ob Mehrleistungen tatsächlich eine 
Überkompensation darstellen. Dabei wird von der Kernthese 
ausgegangen, dass Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr durch einen 
Versicherungsfall kein finanzieller Nachteil entstehen soll.90 Fraglich ist, ob 
die Verletztenrente als Entgeltersatzleistung dem Rechnung trägt. Sie 
beträgt zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienstes multipliziert mit dem 
Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit nach § 56 SGB VII. Alleine 
durch die Verwendung des Faktors zwei Drittel ist der Zahlbetrag der 
Verletztenrente sicherlich geringer als das vorangegangene 
Bruttoerwerbseinkommen. Die jeweilige Minderung der Erwerbsfähigkeit 
stellt dabei die Schwere des verbliebenen Gesundheitsschadens dar und 
bemisst den Verlust der Erwerbsmöglichkeiten.91  
 
Inwiefern Mehrleistungen die finanziellen Einbußen während der Dauer 
des Bezugs einer Verletztenrente auffangen, hängt jedoch vom 
individuellen Jahresarbeitsverdienst ab. Falls der tatsächliche 
Jahresarbeitsverdienst unter dem 0,4-fachen der Bezugsgröße (13.608 
Euro) liegt, ist die Verletztenrente als gesetzliche Leistung höher als das 
entgangene Erwerbseinkommen. Dies liegt darin begründet, dass zur 
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Berechnung der Verletztenrente ein Mindestjahresarbeitsverdienst in 
Höhe von 60 Prozent der Bezugsgröße gemäß § 85 SGB VII 
herangezogen wird. Die gesetzliche Leistung gleicht den Verdienstausfall 
bei solchen Personen vollständig aus. Eine etwaige Mehrleistung stellt für 
diese Personen eine Überkompensation dar. Zur Berechnung der 
genauen Höhe hat jedoch eine individuelle Betrachtung zu erfolgen. 
Ab einem Jahresarbeitsverdienst des 0,6-fachen der Bezugsgröße 
(20.412 Euro) deckt die Verletztenrente nur noch zwei Drittel des durch 
den Unfall entstandenen finanziellen Schadens ab. Damit dieser ersetzt 
werden kann, muss die Mehrleistung ein Drittel des 
Jahresarbeitsverdienstes multipliziert mit dem Grad der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit betragen. 
Zurückkommend auf das vorherige Beispiel, kann dieser Versicherte 80 
Prozent seines Unterhaltes noch selbst bestreiten, da er nur 20 Prozent 
seiner Erwerbsfähigkeit durch den Unfall verloren hat. Folglich wären 
7.200 Euro92 an Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung von 
Nöten, damit dem Versicherten kein finanzieller Nachteil entsteht. 
Monatlich wäre das ein Betrag von 600 Euro, wobei die Verletztenrente 
bereits 400 Euro beisteuert. Die restlichen 200 Euro sind durch 
Mehrleistungen zu kompensieren. In der zweiten Spalte der Abbildung 15 
sind die absoluten Geldbeträge der zu erwartenden Mehrleistungen 
aufgeführt. Bis auf Sachsen liegen sie alle unterhalb von 200 Euro und 
können den Verdienstausfall im Beispielsfall nicht auffangen. 
Eine Überkompensation liegt nur bei geringen Erwerbseinkommen vor und 
mag für diese Einkommensgruppen berechtigt sein. Ab einem 
Jahresarbeitsverdienst des 0,6-fachen der Bezugsgröße kann häufig keine 
Überkompensation mehr festgestellt werden, da die Mehrleistung den 
finanziellen Schaden nicht komplett bewirken kann. Problematisch ist des 
Weiteren, dass die Differenz, an absoluten Zahlen gemessen, zwischen 
entgangenem Erwerbseinkommen und der gesetzlichen Regelleistung mit 
steigendem Jahresarbeitsverdienst stetig ansteigt, die laufenden 
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Mehrleistungen bei vielen Unfallversicherungsträgern aber unabhängig 
vom individuellen finanziellen Schaden berechnet werden. Das bedeutet 
folglich, dass bei höheren Einkommen eigentlich eine höhere Mehrleistung 
von Nöten wäre. 
 
6.2.2 Einmalige Mehrleistungen 
Viele Unfallkassen gewähren den Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr 
einmalige Mehrleistungen zur Verletztenrente. Daneben gibt es in Baden-
Württemberg und Sachsen einmalige Zusatzleistungen. In der Folge wird 
die Höhe der Zahlungen sowie ihre Rechtmäßigkeit kritisch untersucht. 
 




Die obige Abbildung zeigt die Höhe der einmaligen Entschädigungen bei 
dauernder und völliger Minderung der Erwerbsfähigkeit. Die Höhe der 
Zahlungen ist bei den einzelnen Unfallkassen durchaus unterschiedlich, 
so leisten die Unfallkassen Mitte, Hessen und Nord als Spitzenreiter 
80.000 Euro, während die Mehrleistung bei anderen Trägern nicht einmal 
ein Drittel dessen ausmacht. Obwohl Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehren im Bundesgebiet vergleichbare Leistungen erbringen, 
werden sie durch diese einmaligen Mehrleistungen höchst unterschiedlich 
behandelt. Diese Ungleichbehandlung erstreckt sich nicht auf 
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Geringfügigkeiten, sondern gleich auf mehrere zehntausende Euro. Diese 
Diskrepanzen sind kaum zu rechtfertigen.  
Die teilweise sehr hohen einmaligen Mehrleistungen wecken schnell den 
Verdacht der Überkompensation. Ein finanzieller Schaden in dieser Höhe 
ist höchstens in absoluten Ausnahmefällen anzunehmen. Da es sich um 
einmalige Mehrleistungen handelt, unterlaufen sie zudem die Begrenzung 
des Gesamtleistungsanspruchs nach § 94 Abs. 2 SGB VII auf 85 Prozent 
des Höchstjahresarbeitsverdienstes elementar.94 Dies ist nicht zulässig, 
da gerade durch diese Norm eine Überkompensation verhindert werden 
soll und die Unfallkassen bei der Ausgestaltung ihrer Satzungen im 
Übrigen schon sehr viel Ermessensspielraum haben. 
 
Wie beim Tagegeld während der Dauer der Heilbehandlung, ist auch bei 
einmaligen Mehrleistungen zur Verletztenrente eine kritische Betrachtung 
der Rechtmäßigkeit unverzichtbar. Die Feuerwehr-Unfallkassen 
Niedersachsen, Nord und Mitte gewähren einmalige Mehrleistungen 
bereits ab einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 10 Prozent. 
Mehrleistungen sind jedoch als Ergänzung und Erhöhung der gesetzlichen 
Leistungen gedacht.95 Personen mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
unter 20 Prozent erhalten keine Verletztenrente nach § 56 SGB VII und 
haben somit eigentlich auch keinen Anspruch auf Mehrleistungen nach     
§ 94 SGB VII.96 Die genannten Unfallkassen gewähren trotzdem einmalige 
Zahlungen ohne Vorliegen einer rentenberechtigten Minderung der 
Erwerbsfähigkeit. Darüber hinaus wird bei Verlust von mehr als zwei 
Gliedern eines Fingers und einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
weniger als 10 Prozent eine einmalige Mehrleistung bei den Feuerwehr-
Unfallkassen Mitte und Nord gewährt (siehe Seite 31). Neben 
Fingerverletzungen gibt es eine große Anzahl an weiteren 
Verletzungsbildern, die keine rentenberechtigte Minderung der 
Erwerbsfähigkeit verursachen, weshalb diese Regelungen eine 
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Privilegierung der Fingerverletzung darstellt. Folglich könnte ein Verstoß 
gegen Art. 3 GG vorliegen.97 Die Ausgestaltung der einmaligen 
Mehrleistung für diesen Personenkreis ist nicht im Einklang zu § 94 SGB 
VII und somit rechtswidrig, da Einmalzahlungen an Personen ohne 
gesetzlichen Leistungsanspruch unzulässig sind.98 
Die Satzung der Unfallkasse Rheinland-Pfalz überlässt die Entscheidung 
über eine mögliche einmalige Leistungsgewährung dem Rentenausschuss 
(siehe Seite 31). Ausgeglichen werden sollen besondere Härten, die der 
Versicherte infolge seiner Tätigkeit im Interesse des Allgemeinwohls 
erlitten hat. Die Voraussetzungen für Mehrleistungen und die im 
Versicherungsfall zu entrichtenden Zahlungen müssen bereits in der 
Satzung klar definiert sein,99 weshalb der Unfallkasse Rheinland-Pfalz zu 
raten ist, ihre Satzung hinsichtlich einmaliger Mehrleistungen klarer zu 
fassen und die Voraussetzungen für etwaige Leistungen deutlicher zu 
definieren. Die bestehende Form ist nicht zulässig. 
 
Zuletzt soll die Rechtmäßigkeit der einmaligen Mehrleistungen insgesamt 
kritisch betrachtet werden. Allgemeine Voraussetzung für eine 
Mehrleistung ist zweifelsfrei, dass Anspruch auf Leistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung besteht.100 Das siebte Sozialgesetzbuch 
kennt jedoch keine Einmalzahlungen zur Verletztenrente. Um die 
Rechtmäßigkeit dieser Mehrleistung zu rechtfertigen, kann sie auch nicht 
als Abfindung gemäß § 75 ff. SGB VII gesehen werden, denn es werden 
danach weiterhin laufende Mehrleistungen zur Verletztenrente gewährt. 
Somit liegt der Verdacht nahe, dass einmalige Mehrleistungen von den 
Unfallversicherungsträgern als eine „neue Leistung“ in den 
Leistungskatalog integriert wurden. Dies ist nach § 31 SGB I nicht 
zulässig, da diese nur durch entsprechende Gesetze begründet werden 
dürfen.  
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Zwar können Mehrleistungen als Belohnung oder Prämie fungieren,101 
jedoch nicht in unbegrenzter Höhe. Sie müssen stets verhältnismäßig sein 
und sollen den erlittenen finanziellen Schaden nicht übermäßig 
kompensieren. Durch das Gewähren von laufenden Mehrleistungen und 
den Umstand, dass die einmaligen Mehrleistungen zum Teil sehr hoch 
sind, haben sie eher den Charakter von Schmerzensgeld. Denn durch die 
absolute Höhe kann die Einmalzahlung nicht als immaterielle 
Entschädigung gerechtfertigt werden.102 Das Leistungsrecht der 
gesetzlichen Unfallversicherung sieht kein Schmerzensgeld als Leistung 
vor, weshalb folglich eine solche Mehrleistung unzulässig ist.103  
Zu allerletzt könnte man versucht sein, einmalige Mehrleistungen durch 
Gewohnheitsrecht zu rechtfertigen, da sie teilweise schon über Jahrzehnte 
gewährt werden.104 Die Aufsichtsbehörden genehmigen bundesweit 
zudem die Satzungen mit entsprechenden Leistungen regelmäßig 
wiederkehrend. Dennoch genügt die Existenz der Satzung mit der 
einmaligen Mehrleistung und deren Genehmigung nicht für die 
Zulässigkeit der Leistung.105 Diese Aussage stützt auch § 31 SGB I, 
wonach die Einführung von Sozialleistungen an ein entsprechendes 
Gesetz gebunden ist. 
Alles in allem stehen einmalige Mehrleistungen während des Bezugs einer 
Verletztenrente nicht im Einklang mit § 94 SGB VII, da das Leistungsrecht 
der gesetzlichen Unfallversicherung keine solchen einmaligen Zahlungen 
kennt. Auch das gewichtige Gegenargument, dass es als Belohnung für 
den während der Ausübung des Ehrenamts erlittenen verbleibenden 
Gesundheitsschaden gesehen werden kann, ändert nichts an der 
Rechtswidrigkeit.  
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Dem erhöhten Unfallrisiko von Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr wird 
in der gesetzlichen Unfallversicherung in ausreichendem Maße Rechnung 
getragen. Insbesondere das umfangreiche Spektrum an versicherten 
Tätigkeiten im Feuerwehrdienst und das Gewähren von satzungsmäßigen 
Mehrleistungen trägt dazu entscheidend bei.  
Gemeinsam haben alle zuständigen Unfallkassen, dass sie ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige zum mehrleistungsberechtigten Personenkreis 
zählen und alle relativ ähnliche Mehrleistungen gewähren. Durch die 
differierende Ausgestaltung der Mehrleistungsansprüche ergeben sich 
bundesweit jedoch Unterschiede bezüglich des Leistungsumfangs, wobei 
Wohnsitz und Zuständigkeit der Unfallkassen für jenen entscheidend sind. 
 
Um den bestehenden Versicherungsschutz zu optimieren, sind bei 
manchen Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung Änderungen bei 
den Mehrleistungssatzungen anzustreben und darüber hinaus ergänzende 
Geldleistungen wünschenswert. Um die große Diskrepanz des 
Mehrleistungsumfangs für vergleichbare Tätigkeiten abzubauen, sind 
mehrere konkrete Maßnahmen zu empfehlen. Während der Dauer der 
Heilbehandlung genügt es, wenn die Entgeltersatzleistung aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung auf das Nettoerwerbseinkommen 
angehoben wird und die Beiträge zu den anderen 
Sozialversicherungsträgern übernommen werden. Auf Tagegeld als 
Mehrleistung während der Dauer der Heilbehandlung sollte möglichst, vor 
allem im Hinblick auf Zweifel an der Rechtmäßigkeit, verzichtet werden. 
Falls die Unfallkassen jedoch trotzdem Tagegeld aufgrund des 
Belohnungscharakters gewähren wollen, dürfen nur Personen mit 
Verletztengeldanspruch begünstigt werden und es darf keine 
(wesentliche) Überkompensation entstehen. Die Ausformulierung sollte 
sich an § 2 Abs. 5 Richtlinien für die Gewährung von Mehrleistungen der 




Die bestehenden laufenden Mehrleistungen zur Verletztenrente erfüllen im 
Wesentlichen ihren Zweck, den finanziellen Schaden nach einem 
Versicherungsfall zu minimieren. Dies trifft insbesondere bei niedrigen bis 
durchschnittlichen Einkommen zu. Es ist anzustreben, dass die Höhe der 
Leistungen bundesweit ähnliches Niveau erreicht. Auf einmalige 
Mehrleistungen sollte nach Möglichkeit verzichtet oder mindestens im 
Interesse der Steuerzahler eine Reduzierung auf Normalmaß angegangen 
werden. Etwaige Einsparungen sollen folglich lieber zur Verbesserung 
laufender Mehrleistungen aufgewendet werden. Dabei könnte, ähnlich wie 
beim Verletztengeld, der tatsächliche Verdienstausfall kompensiert 
werden. Diese Möglichkeit existiert in keiner Satzung einer zuständigen 
Unfallkasse. Die Ausgestaltung könnte sich an die „Verwaltungsvorschrift 
des Innenministeriums über zusätzliche Leistungen bei der 
Unfallversicherung im Bereich der Feuerwehr“ in Baden-Württemberg 
anlehnen, denn diese sieht eine Aufstockung des Leistungsanspruchs auf 
den zu Grunde liegenden Jahresarbeitsverdienst vor. Damit würde 
gewährleistet, dass ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen kein 
finanzieller Nachteil bei der Ausübung der gemeinwohlorientierten 
Tätigkeit entsteht. Zu beachten ist dabei auf jeden Fall, dass Regel- und 
Mehrleistung zusammen nicht mehr als 85 Prozent des 
Höchstjahresarbeitsverdienstes nach § 94 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII betragen. 
Problematisch ist jedoch die Frage der Finanzierbarkeit, insbesondere 
hinsichtlich möglicher langer Rentenbezugsdauern. 
 
Falls die Unfallkassen der öffentlichen Hand ihren Mehrleistungsumfang 
nicht auf bundesweit annähernd gleiches Niveau bringen, ist im Zweifel 
der Gesetzgeber gefordert, die Kriterien des § 94 SGB VII näher zu 
definieren. Der Ermessensspielraum der Satzungsgeber würde dadurch 
minimiert werden. Allerdings ist diese Maßnahme nur als allerletztes Mittel 
in Betracht zu ziehen, wenn ein Handeln der Akteure nicht zu erkennen 
ist. Der strengeren Regulierung ist eine verbesserte Abstimmung durch 




die Unfallkassen und Berufsgenossenschaften und dem Deutschen 
Feuerwehrverband (DFV) vorzuziehen. Zwar ist das Satzungsrecht und 
die Selbstverwaltung der zuständigen Unfallkassen ein wichtiges und 
hohes Gut, dennoch sind dadurch bestehende Leistungsunterschiede 
nicht zu rechtfertigen. 
Die zuständigen Aufsichtsbehörden der Unfallkassen sind angehalten, 
sich künftig enger an die übereinstimmende Auslegung des § 94 SGB VII 
zu halten. Bisher wird bundesweit eine Vielzahl an Mehrleistungen 
genehmigt, die nicht zweifelsfrei rechtmäßig sind. Dazu sollte ergänzend 
die tatsächliche Umsetzung in die Verwaltungspraxis stichprobenartig 
kontrolliert werden.  
Die Unfallkassen sollten bei der Bemessung der Mehrleistungen Kriterien 
nach § 94 Abs. 1 S. 2 SGB VII verstärkt in den Fokus stellen. Es könnte 
eine Abstufung erfolgen, in welchem Kontext der Unfall passiert oder wie 
groß die verbleibende gesundheitliche Beeinträchtigung ist. Das würde 
dann bedeuten, dass Feuerwehrangehörige für Unfälle im Einsatz eine 
umfangreichere Mehrleistung erhalten als wie für erlittene 
Gesundheitsschäden bei weniger gefahrvollen versicherten Tätigkeiten 
wie zum Beispiel Feuerwehrfesten. Darüber hinaus sollte der Umfang der 
Mehrleistungen in Abhängigkeit zur prozentualen Minderung der 
Erwerbsfähigkeit stehen. 
 
Ergänzend zu den Änderungen der Mehrleistungssatzungen gibt es 
gewisse Bereiche, in denen Verbesserungen beim Versicherungsschutz 
und dem Leistungsumfang wünschenswert sind. Dies betrifft unter 
anderem Personen ohne Verdienstausfall, die keinen Anspruch auf 
reguläre Geldleistungen nach dem siebten Sozialgesetzbuch haben und 
somit auch keine geldwerten Mehrleistungen erhalten. Um auch weiterhin 
die Einsatzfähigkeit der Freiwilligen Feuerwehr flächenweit zu erhalten, ist 
eine hohe Anzahl an ehrenamtlich Engagierten notwendig. Angesichts 
sinkender Bevölkerungszahlen und Alterung der Gesellschaft stellt dies 




Nachwuchsgewinnung erfolgreich sein kann, sind unter anderem Anreize 
notwendig. Dies schließt einen umfassenden Versicherungsschutz in der 
gesetzlichen Unfallversicherung unter Beachtung des 
Aufopferungsgedanken und der besonderen Risiken im Einsatz ein. Des 
Weiteren wären Verbesserungen für Versicherte, denen Leistungen mit 
Verweis auf Vorerkrankungen verwehrt werden, angebracht. Denn die 
Leistungsverweigerung der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
kann in solchen Fällen zur Verunsicherung innerhalb der Feuerwehr 
führen.106 Zuletzt ist der Versicherungsschutz von Selbstständigen, die 
ehrenamtlich in der Feuerwehr tätig sind, nicht immer zufriedenstellend. 
Insbesondere Inhaber von Einmannbetrieben sind in besonderem Maße 
auf ihre eigene Erwerbsfähigkeit angewiesen, erhalten im Falle einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von unter 20 Prozent jedoch keine 
entsprechende Geldleistung, die diese Einschränkungen kompensieren.  
 
Damit der Unfallversicherungsschutz für diese Personenkreise gezielt 
verbessert werden kann, ist die Errichtung von Unterstützungsfonds auf 
Landesebene zu befürworten. Dafür ist eine entsprechende 
Gesetzesinitiative der Bundesländer notwendig, denn Leistungen 
basierend auf der Mehrleistungsvorschrift des § 94 SGB VII sind für diese 
Personen nicht denkbar und auf Bundesebene ist kein Gesetzesvorhaben 
zur Verbesserung des bestehenden Versicherungsschutzes für 
Ehrenamtliche zu erwarten. Die Rechtsgrundlage müsste entweder direkt 
in den Feuerwehrgesetzen oder durch Verwaltungsvorschriften und 
Verordnungen geschaffen werden. Zu beachten ist dabei grundsätzlich 
immer, dass keine finanziellen Mittel der Unfallkassen in Anspruch 
genommen werden dürfen. Problematisch für die Umsetzung in die Praxis 
ist der Umstand, dass die Bundesländer für die Gefahrenabwehr im 
öffentlichen Raum zuständig sind und wahrscheinlich unterschiedliche 
Vorstellungen zum verbesserten Versicherungsschutz haben. Die Frage 
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der Finanzierung von zusätzlichen Leistungen ist aufgrund knapper 
Kassen nicht unbedeutend. 
 
Als mögliche Zusatzleistungen aus diesen Unterstützungsfonds kommen 
Geldleistungen in Betracht, die sich an das Tagegeld anlehnen und auch 
Versicherten ohne Verdienstausfall gewährt werden. Damit würden 
Personen, die einen Gesundheitsschaden im Feuerwehrdienst erleiden, 
eine finanzielle Anerkennung zu Teil werden. Zudem könnten aufgrund 
von Vorschäden aberkannte Versicherungsfälle mit Hilfe solcher 
Zusatzleistungen kompensiert werden. Um Selbstständige besser 
versorgen zu können, sind zum Beispiel einmalige Leistungen bei einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von weniger als 20 Prozent denkbar. 
Diese würden den Verlust der Erwerbsfähigkeit ausgleichen und größere 
finanzielle Verwerfungen nach dem Unfallereignis verhindern.  
 
Manche Bundesländer und auch Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung haben sich bereits intensiv mit der Schaffung von 
möglichen Leistungsansprüchen für vorher genannte Personengruppen 
auseinandergesetzt. Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 
unterstützt seit 2013 den Verein „Solidaritätsfonds der Feuerwehren in 
NRW e.V.“ finanziell,107 welcher insbesondere dann leistet, wenn die 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen keine oder keine ausreichenden 
Leistungen gewährt.108 Auch der Deutsche Feuerwehrverband und einige 
Feuerwehr-Unfallkassen beschäftigen sich intensiv mit dem Thema, wie 
Personen, die nicht adäquat durch den bisherigen Leistungskatalog 
versorgt werden können, durch die Schaffung eines Unterstützungsfonds 
entschädigt werden können.109 Bis zusätzliche Leistungen für 
Feuerwehrangehörige in allen Bundesländern mit Hilfe von 
Unterstützungsfonds gewährt werden können, wird man sich sicherlich 
aber noch einige Jahre gedulden müssen.   
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